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... ist das Hauptziel in dieser konstituierenden Phase klarerweise, die Dynamik 
in Richtung einer europäischen föderalen Struktur der Regierung der Multituden 
zu lenken. Wir sind für eine konstituierende Macht, die eine Föderation in Europa 
aufbaut. 
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Isabell Lorey und Gerald Raunig

DAS GESPENSTISCHE POTENZIAL DES  
POTERE COSTITUENTE.  

Vorbemerkungen zu einem europäischen 
konstituierenden Prozess

Die in diesem kleinen Buch versammelten und ge-
meinsam verfassten Texte des italienischen Philoso-
phen Antonio Negri und des spanischen Aktivisten 
und Übersetzers Raúl Sánchez Cedillo verstehen sich 
als Zeitdokumente und politische Interventionen. Sie 
wurden zwischen Februar und April 2015 geschrieben, 
zwischen dem Wahlsieg der griechischen Linkspartei 
Syriza, dem turbulenten Regierungsantritt von Alexis 
Tsipras und den Kommunalwahlen in Spanien im Mai 
2015. Die Texte sind simultan auf den Publikations-
plattformen publico.es, euronomade.info und transver-
sal.at in Spanisch, Italienisch, Englisch und Deutsch 
veröffentlicht worden. Sie intervenieren damit nicht nur 
in die Brennpunkte des Wahljahres 2015, sondern in 
den gesamten europäischen Raum.

Wenn Antonio Negri und Raúl Sánchez Cedillo über 
eine konstituierende Initiative, eine konstituierende 
Kampagne, einen konstituierenden Prozess für Europa 
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sprechen, dann hat dieser Prozess nicht erst mit dem 
Wahlsieg von Syriza begonnen. Er wurzelt sehr stark in 
den Besetzungs- und Demokratiebewegungen, die seit 
2011 vor allem in Südeuropa entstanden sind, von de-
nen, wie in Griechenland, Syriza in einem großen Aus-
maß profitiert hat und aus denen sogar Parteien hervor-
gegangen sind, wie in Spanien Podemos und andere. Es 
ist ein „konstituierender Geist“, so Negri und Sánchez 
Cedillo, der sich in Europa zu entwickeln beginnt, für 
ein anderes Europa „von unten“. Und dieser sich im-
mer weiter materialisierende Geist provoziert das durch-
aus heterogene, aber Austeritätspolitiken befürwortende 
Europa offenbar in hohem Maße, vor allem seit er sich 
auch in einer Regierung zeigt. Er ruft immer krasse-
re Diffamierungen, Klassifizierungen und Aggressionen 
hervor, bis zum totalen Verlust der Contenance der Po-
lit-Profis Ende April 2015 beim Treffen der europäi-
schen Finanzminister_innen, die den griechischen Kol-
legen als „Spieler“ und „Amateur“ beschimpften.

Traditionelle Parteien-, Regierungs- und Medien-
logik registriert das Gespenst eines konstituierenden 
Prozesses in Europa offensichtlich erst im Fall einer 
linken Regierungsübernahme. Die sozialen Bewegun-
gen werden in diesem Diskurs stets ignoriert oder als 
schwächlich und im Abnehmen begriffen diffamiert. 
Diese konservative Abwehrreaktion sollte nicht dazu 
verleiten, die sozialen Bewegungen und ihre Fundie-
rung in molekularen Alltagspraxen geringzuschätzen. 
Das wäre eine falsche und reduktionistische Interpreta-
tion der Bedeutung des europäischen konstituierenden 
Prozesses und würde lediglich den hegemonialen Dis-
kurs bestätigen.
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Die Reaktion des alten Europas.  
Hegemoniale Männlichkeit und Realitätsverwei-
gerung im deutschsprachigen Raum

Mit dem Wahlsieg von Syriza am 25. Januar 2015 setzt 
in weiten Teilen Europas, vor allem aber in Deutschland 
eine mediale und politische Schlammschlacht gegen die 
neue linke Regierung in Griechenland ein, die in dieser 
einhelligen Einseitigkeit eine Besonderheit darstellt. Sie 
reicht von erwartbaren Positionen im rechtspopulisti-
schen und konservativen Lager bis zu in dieser Weise 
weniger vorhersehbaren Äußerungen aus dem linkslibe-
ralen und linken Lager. 1 

Es gehört nicht unbedingt zum Stil etwa der Süd-
deutschen Zeitung, sich an Kampagnenjournalismus zu 
beteiligen und vor allem nicht, Politik über Kleidungs-
fragen zu analysieren. Doch in mehreren Ausgaben 
dieses Aushängeschilds des liberalen Journalismus in 
 Europa wurde implizit oder explizit thematisiert, wel-
che rebellische Symbolik sich wohl dahinter verberge, 
keinen Schlips zu tragen oder das Hemd nicht in die 
Hose zu stecken. Hinter der zynisch feixenden Rede 
über Bekleidungsfragen kommt auf verkehrte Weise 
zunächst die Klassenfrage zum Vorschein – den grie-
chischen Finanzminister qualifizieren die Liberalen 
als Bessergestellten („Ob Varoufakis den Gürtel en-
ger schnallt, sieht man nicht: er lässt sein Hemd gern 
über die Hose hängen [und] gilt als George Clooney 

1  Vgl. einen der wenigen kritischen Artikel zur deutschen Berichter-
stattung von Robert Misik, „Befehlen, abkanzeln, schulmeistern. Die 
deutschen Medien haben sich in der Eurokrise einen Tunnelblick 
zugelegt“, Die Wochenzeitung (WOZ) vom 26. März 2015, S. 23.
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Athens“ 2), die reaktionäre Presse schiebt ihn hingegen 
zu den Wilden aus der Unterklasse (die machistische 
Geste des furchteinflößenden Rebellen, mit Lederjacke 
und heraushängendem Hemd sei unreif und solle bloß 
die Hilfsbedürftigkeit Griechenlands überspielen 3). Der 
Diskurs über den schönen und wilden Macho verweist 
zunächst darauf, dass sich die kollektive hegemoniale 
Männlichkeit des nationalen wie europäischen Parketts 
offensichtlich massiv herausgefordert sieht. 4 Interessant 
ist, dass die als Bedrohung imaginierte, marginalisierte 
Männlichkeit in diesem Fall nicht feminisiert, sondern 
als überzeichnetes Potenzgehabe abgewertet wird. Eu-
ropa – bedroht durch die Figur des unkonventionellen 
südländischen Machos in Gestalt des griechischen Fi-
nanzministers: In diesem Szenario muss die konserva-
tive, hegemoniale Männlichkeit Haus und Hof vor der 
wilden Bedrohung schützen. Die Form der maskuli-
nistischen Interpretation von Varouf akis‘ Präsenz spielt 

2  Violetta Simon, „Stilkritik zu Yanis Varoufakis. Die Attitüden des 
Ministers“, Süddeutsche Zeitung vom 17. Februar 2015. Die Stilfrage 
wird ein paar Wochen später in derselben Zeitung zum Symptom 
einer umfassenden Camouflage, die auch das ausgewiesene ökonomi-
sche Wissen umfasst: Varoufakis „inszeniert sich gekonnt als Rüpel, 
als Macho und eben auch als Ökonom“, dies sei der Auftritt eines 
„Mannes, der eigentlich viel Radikaleres will, dies aber für zu gefähr-
lich hält.“ (Nikolaus Piper, „Ökonomie als Kult“, Süddeutsche Zeitung 
vom 7. März 2015).
3  Vgl. Ulf Poschardt, „Warum griechische Politiker den Macho ge-
ben“, Die Welt vom 5. Februar 2015. 
4  Die stets kollektive Norm hegemonialer Männlichkeit dient des 
geschlechtsdominanten patriarchalen Machterhalts und verweist auf 
die durchsetzungsfähigste Form von Männlichkeit in einer bestimm-
ten gesellschaftlichen Situation. Die heterogenen Analysen zu he-
gemonialer Männlichkeit gehen zurück auf das Buch von Raewyn 
Connell, Masculinities [1995], 2nd. Edition, Cambridge: Polity Press 
2005.
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deshalb auch eine wichtige Rolle in der gegenwärtigen 
renationalisierenden Selbstvergewisserung in Deutsch-
land. 

Die soziale Situation in Griechenland wird nicht nur 
über den Kleidungstil des griechischen Finanzministers 
verhandelt – sie verlangt der deutschen medialen Öf-
fentlichkeit so viel ab, dass sie zuweilen gänzlich geleug-
net werden muss. Eine extreme Variante, dies zu tun, ist 
der Vergleich von Syriza und Podemos mit dem rechts-
radikalen Front National. All diese Parteien gehörten, 
so die Süddeutschen Zeitung, zum gleichen Populismus, 
der das bestehende Europa bedrohe. „Europas Extreme, 
rechte wie linke, vereint dieselbe marktfeindliche, anti-
europäische Ideologie [...]: dass die Völker im Namen 
Europas darben müssen, weil Brüssels Austeritätspolitik 
die Massen ins Elend treibe.“ 5 

Mit der Engführung Europas auf die Austeritätspo-
litik scheint es unmöglich, das immense soziale Elend 
wahrzunehmen, das diese unsoziale Politik verursacht. 
Jegliche Kritik daran wird als ‚extrem‘ und anti-europä-
isch abgestempelt. Die rhetorische Brücke für einen ge-
wollten oder ungewollten Austritt der südeuropäischen 
Kritiker_innen aus der Europäischen Währungsunion 
ist damit bereitet: Wer die europäische Politik kritisiert, 
soll raus aus der Union. Das ist nicht nur Ausdruck des 
Kampfes um die europäische Währung oder autoritäre 
Herrschaftsrethorik der Alternativlosigkeit, sondern zu-
gleich Symptom für die Bedrohung, die bis ins linksli-
berale Lager mit Syriza und Podemos imaginiert wird. 

5  Christian Wernicke, „Front National: Syriza auf französisch“, Süd-
deutsche Zeitung vom 23. März 2015, S. 4. Im November 2014, als Po-
demos aus Umfragen als stärkste nationale Partei hervorging, titelte 
bereits Die Zeit „Spaniens linke AfD gewinnt“.
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Die Anstrengung einer grundlegenden demokratischen 
Transformation der Union wird in der Projektion des 
alten Europas zu einer gefährlichen Drohung, gleich der 
rechtsradikalen Austrittsrhetorik des Front National. 

Die immense Realitätsverweigerung 6 der Austeritäts-
befürworter_innen ist erstaunlich. Bereits 2009 warnte 
die WHO davor, dass sich die Wirtschaftskrise zu einer 
sozialen und Gesundheitskrise entwickelte. 7 Mitte 2013 
legten die beiden Gesundheitswissenschaftler David 
Stuckler und Sanjay Basu ihre vielbeachtete Studie vor, 
in der sie die verheerenden Auswirkungen der Finanz-
krise auf Irland und Griechenland beschreiben. 8 Und 
kürzlich belegte eine weitere Studie der gewerkschafts-
nahen Hans-Böckler-Stiftung, dass Griechenland ohne 
Sparpolitik besser dastehen würde. Darin heißt es, die-
se Politik sei sozial völlig unausgewogen und habe zu 
einem weiteren wirtschaftlichen Absturz geführt. Die 
Einkommen sind pro Haushalt durchschnittlich um ein 

6  Realitätsverweigerung werfen vornehmlich Konservative den „Re-
formgegnern“ vor, also jenen, die die Austeritätspolitik als unsozial 
und als die Europäische Union zerstörend kritisieren.
7  WHO-Studie „Wie können Gesundheitssysteme ökonomische 
Krisen überstehen?“, 14. September 2009 (http://www.euro.who.
int/de/media-centre/sections/press-releases/2009/09/how-can-
health-systems-navigate-through-difficult-economic-times).
8  David Stuckler, Sanjay Basu, Sparprogramme töten. Die Ökonomi-
sierung der Gesundheit [2013], Berlin: Wagenbach 2014; siehe auch 
die in diesem Zusammenhang wohl renommierteste soziologische 
Studie der britischen Universitäten Cambridge, Oxford und London, 
erschienen im Februar 2014 mit dem Titel „Greece’s health crisis: 
from austerity to denialism“, The Lancet, Vol. 383, Nr. 9918 (2014), 
S. 748-753. Die Studie belegt den Anstieg der Todgeburten, HIV-
Infektionen, Tuberkulose, Depressionen und Selbstmorde seit 2008; 
800.000 Menschen waren 2013 arbeitslos und ohne Sozialversiche-
rungsschutz. 

http://www.euro.who.int/de/media-centre/sections/press-releases/2009/09/how-can-health-systems-navigate-through-difficult-economic-times
http://www.euro.who.int/de/media-centre/sections/press-releases/2009/09/how-can-health-systems-navigate-through-difficult-economic-times
http://www.euro.who.int/de/media-centre/sections/press-releases/2009/09/how-can-health-systems-navigate-through-difficult-economic-times
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Drittel eingebrochen, die Armut ist massiv gewachsen. 9 
Das alles vor dem Hintergrund globaler Transforma-
tionen eines nunmehr maschinischen Kapitalismus und 
dessen Verwerfungen wie massiver Prekarisierung, neu-
er Sklaverei sowie der Ausbreitung von Psycho-Patholo-
gien, Depression und Suizid.

Die Austeritätspolitik umsetzend, hat die konserva-
tive Vorgängerregierung von Syriza ebenso wie die kon-
servative Regierung in Spanien ernsthafte Probleme in 
der Gesundheitsversorgung stets bestritten. Um dem 
konservativen wie linksliberalen Realitätsverlust ein 
Ende zu setzen, geht es bei der linken Kritik an der ak-
tuellen europäischen Austeritätspolitik tatsächlich um 
ein Entweder–Oder – allerdings nicht pro oder contra 
Europa, sondern um eine andere europäische Politik, 
die, wie Antonio Negri und Raúl Sánchez Cedillo deut-
lich machen, als dezidierte Sozialpolitik tatsächlich ohne 
Alternative ist. 

Weshalb aber ist ein solcher Realitätsverlust, eine 
solch außerordentliche sozialpolitische Blindheit in der 
deutschsprachigen Öffentlichkeit zu vermerken? Es geht 
bei der moralischen und politischen Abwehr der Politik 
von Syriza nicht einfach um die Verschärfung des an-
ti-griechischen Diskurses, der in Deutschland seit 2010 
immer wieder zu vernehmen ist. Bis zum Wahlsieg von 
Syriza waren viele differenzierte Berichte zu lesen und 
Positionen zu hören. Die politische Wende Anfang 2015 
bedeutet allerdings einen massiven diskursiven Rechts-
ruck – nicht nur, weil die europäische Austeritätspolitik 
zum ersten Mal auf Regierungsebene grundlegend infra-

9  Vgl. die Mitte März 2015 veröffentlichte Studie „Wie Griechenland 
ohne Sparpolitik dastünde“, Böckler Impulse, 6/2015.
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ge gestellt wird. Vielmehr geht es auch um einen Pro-
zess der Renationalisierung, der bemerkenswerterweise 
ohne nennenswerte Gegendiskurse bleibt. 

Deutschland übernimmt in diesem Prozess der Rena-
tionalisierung die Rolle des wirtschaftspolitischen euro-
päischen Hegemons gegenüber einem alternativen lin-
ken Europa. 10 Es geht um eine nationale Identität, die 
sich – ausgehend von der in der Krise herausgehobenen 
deutschen Wohlstandsposition – zwischen Schuld und 
Schulden neu zu formieren sucht. Die Schuldfrage ist 
zu Recht in der deutschen NS-Vergangenheit verwur-
zelt, in der Vernichtungspolitik der Konzentrationslager 
und in der Kriegsschuld, und bedeutet 70 Jahre nach 
Kriegsende, dass eine neue Führungsposition Deutsch-
lands immer moralisch und humanitär unterfüttert wer-
den muss. Deutschland hilft und rettet, gerade aufgrund 
seiner historischen Schuld – das ist das Image, das auch 
die deutsche Regierung immer wieder herzustellen ver-
sucht. Deswegen galten etwa auch die griechischen Re-
parationsforderungen an Deutschland in den liberalen 
Medien sehr bald als berechtigt, Forderungen, die nicht 
mit dem Verweis auf den Zwei-plus-Vier-Vertrag 11 vom 

10  Dies äußert sich allerdings auf europäischem Parkett nicht in 
 einer eindeutigen Führungsposition. 
11  Dieser Vertrag wurde nach dem Fall der Mauer zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der DDR auf der einen und den 
vier Siegermächten USA, Großbritannien, Frankreich und der Sow-
jetunion auf der anderen Seite ausgehandelt und 1991 ratifiziert. Er 
garantiert die vollständige Souveränität des vereinigten Deutschlands 
und gilt „anstatt eines Friedensvertrages“ als offizielles Ende der Nach-
kriegszeit. Der Zwei-plus-Vier-Vertrag sieht somit keine weiteren Re-
parationsforderungen auch von Staaten vor, die nicht an seiner Aus-
handlung beteiligt waren, und bestätigt quasi den Schuldenerlass der 
Londoner Schuldenkonferenz von 1953. Der Vertrag soll Deutschland 
in finanzieller Hinsicht von Schuld und Schulden befreien. 
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Tisch gewischt werden konnten und mit hoher Wahr-
scheinlichkeit in einer noch unklaren Form beglichen 
werden 12. Die aktuellen griechischen Staatsschulden 
jedoch werden von dieser deutschen Schulden-Schuld 
strikt getrennt. Ein Schuldenschnitt, wie er der Bun-
desrepublik Deutschland nach dem Ende der NS-Herr-
schaft zuteil wurde, ist in Deutschland nicht mehr-
heitsfähig. Zu sehr dominiert auch im maschinischen 
Kapitalismus die Aktualisierung des alten christlichen 
Moraldiskurses, in der finanzielle Schulden mit der mo-
ralischen Schuld als Selbstverantwortung verwoben wer-
den: Wer über seine Verhältnisse lebt, ist selbst schuld, 
selbst verantwortlich. 13

Die in vielen Positionen in Deutschland geäußerte 
Überheblichkeit und Arroganz ermöglicht es, die Not-
wendigkeit nicht nur einer griechischen, sondern auch 
einer europäischen Sozialpolitik auszublenden. Diese 
Haltung trägt stark patriarchale Züge und fügt sich in 
eine zunehmend autoritär gestaltete Gouvernementali-
tät, die Teil der gegenwärtigen Umformung Europas ist. 
Jeder Versuch von Seiten der griechischen Regierung, 
einen stärker sozialpolitisch orientierten Kompromiss 
mit den europäischen Institutionen auszuhandeln, wird 
mit der schulmeisterlichen Überlegenheitsgeste zurück-

12  Im Gegensatz zu Österreich, dessen Regierung derartige Repara-
tionsforderungen mit dem Verweis auf völkerrechtliche Grundlagen 
zurückweist. Trotz nachgewiesen federführender Beteiligung von 
österreichischen Akteuren an Zwangskrediten und wirtschaftlicher 
Ausplünderung Griechenlands wird hier jede Rechtsnachfolge des 
nationalsozialistischen Regimes kategorisch abgelehnt.
13  Vgl. Lazzaratos Analyse der Verstricklung von moralischer Schuld 
und finanziellen Schulden bei Nietzsche im Kontext der aktuellen 
Finanzkrise (Maurizio Lazzarato, Die Fabrik des verschuldeten Men-
schen. Ein Essay über das neoliberale Leben, aus dem Französischen von 
Stephan Geene, Berlin: b_books 2012). 



18

gewiesen, die Griechen sollten „ihre Hausaufgaben“ (al-
lein) in der Logik des Sparens machen. Wer in dieser 
Weise auf das kompromisslose Einhalten von Sparver-
trägen pocht, ohne die Möglichkeit neuer Verhandlun-
gen und alternativer Wege, der ist ganz offensichtlich 
gezwungen, Austeritätspolitik gegen Sozialpolitik zu 
setzen, weil die bisherigen Sparverträge letzteres nicht 
zulassen. 

Diese rechthaberische Sparposition verteidigt sich, 
indem sie jene, die diese Entwicklung grundlegend kri-
tisieren, als jung, unerfahren, unvernünftig, wild und 
gefährlich abkanzelt, und deren Versuche der Einfüh-
rung von Augenhöhe selbst als arrogant und anmaßend 
diskreditiert. Die Ernennung eines auf Ministerebene 
rein männlichen Kabinetts ist tatsächlich ein gravieren-
des politisches Problem der ersten linken Regierungs-
bildung im Europa des 21. Jahrhunderts. Die Kon-
struktion einer pubertierenden, Testosteron gesteuerten 
griechischen Regierung ist allerdings vielmehr von den 
Projektionen hegemonialer Männlichkeit geprägt als 
von einer politischen Kritik dieses Umstands. Und sie 
zeigt in ihrer Vulgarität zugleich Parallelen zum (eu-
ropaweit vorzufindenden) vornehmlich von konservati-
ver bis reaktionärer Seite geäußerten Anti-Feminismus 
und „Political-Correctness“-Bashing: ein herablassen-
der Diskurs, in dem seine meist männlichen Wortfüh-
rer gegen alles wettern, das die von ihnen verkörperte 
weiße, etablierte Männlichkeit zu bedrohen scheint. 14 
Hier geht es um die Restabilisierung einer nationali-

14  Zum Beispiel Ulf Poschardt, stellvertretender Chefredakteur der 
Tageszeitung Die Welt, der Varoufakis im gleichen Stil einen infanti-
len Machismus bescheinigt wie er Feminismus und Gender-Studies 
diffamiert (siehe auch Fußnote 3).
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sierten reaktionären und generativen Heteronormativi-
tät, die sich offensichtlich nicht nur durch die Kritik an 
patriarchalen Geschlechterverhältnissen bedroht fühlt, 
sondern auch durch die Figur des potenten Machos aus 
der Peripherie. 

Die mediale Infantilisierung und Sexualisierung der 
griechischen Regierung zeigt zudem neokoloniale Züge. 
Die deutsche Selbstfindung stützt sich nicht nur auf die 
schulmeisterliche, patriarchale Überlegenheitsgeste, son-
dern auch auf einen entwicklungspolitischen Mythos. 
Die Kredite an Griechenland werden im deutschen po-
litischen Sprachgebrauch als „Hilfen“ und als „Rettung“ 
bezeichnet: Angela Merkel spricht von „Finanzhilfen“, 
und sogar die Partei Die Linke will „Hilfspakete für Grie-
chenland“. Beides erinnert an Entwicklungshilfe für arme 
Länder und humanitäre Katastrophenhilfen. Derartige 
Hilfsdiskurse dienen aber vornehmlich der Souveräni-
sierung und moralischen Aufwertung der „Gebenden“. 
Abgesehen davon, dass die „Hilfspakete“ im Rahmen 
der europäischen Austeritätspolitik an die alternativlose 
Umsetzung dieser Politik geknüpft sind, schien es zeit-
weise, als würde – trotz der falschen Benennung – die 
entwicklungspolitische Konnotation zu keiner mehrheitli-
chen Zustimmung in der deutschen Bevölkerung führen. 
Die Moral der Selbstverantwortung für die Schuld/en 
dominiert den nationalisierenden und in seinem Ab-
grenzungsdualismus populistischen Diskurs: „Wir Deut-
schen“ zahlen mit „unseren“ Steuergeldern nicht für „die 
Griechen“. In dieser neokolonialen Rhetorik der Hilfe ist 
es auf zynische Weise nur konsequent, wenn im Falle ei-
nes „Graccidents“ von „humanitären Hilfsprogrammen“ 
der EU für Griechenland die Rede ist – das wäre dann 
die outgesourcte neokoloniale Sozialhilfe.
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Die journalistische Aufklärung darüber, dass es sich bei 
den sogenannten „Hilfspaketen“ um Kredite handelt, 
die Griechenland im Prinzip zurückzahlen muss, und 
die in Deutschland nicht zu einer einzigen Einsparung 
geführt, die Steuerzahler_innen also noch mit keinem 
Cent belastet haben, bleibt größtenteils aus. Das neoko-
loniale Wording verbindet sich mit der Bezeichnungs-
praxis des maschinischen Kapitalismus, mit der der 
Abbau von Arbeitsmarktregelungen und sozialen Rech-
ten verharmlosend als „Reformen“ zur internationalen 
„Wettbewerbsfähigkeit“ benannt wird. 
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Die genealogischen Dimensionen der  
konstituierenden Macht

Um zu verstehen, wie Negri und Sánchez Cedillo die zen-
tralen Begriffe der konstituierenden Macht und des kon-
stituierenden Prozesses einsetzen, ist es hilfreich, eines 
der Hauptwerke von Antonio Negri zur Hand zu neh-
men. Das Buch trägt in der 1992 erschienenen italieni-
schen Originalversion den Titel Il potere costituente: saggio 
sulle alternative del moderno und verhandelt das Konzept 
der konstituierenden Macht unter anderem anhand von 
Niccolò Macchiavelli, James Harrington, der (US-)Ame-
rikanischen, der Französischen und der Russischen Revo-
lution. Es ist bis heute nicht ins Deutsche übersetzt, nur 
einzelne Kapitel und Kurzfassungen sind in Sammelbän-
den erschienen. 15 Negris Argument beleuchtet das Prin-
zip der konstituierenden Macht als zutiefst verbunden mit 
Demokratie, mit zentralen Elementen des Widerstands 
und des Begehrens, völlig frei von „vertikalen und tota-
litären Dimensionen“. 16 Schon 1992 beschreibt Negri die 
konstituierende Macht als Vermögen der Vielheit, als „un-
ausweichlichen Horizont, massive Präsenz, Multitude“. 17 

15  Antonio Negri, „Repubblica Costituente. Umrisse einer konstitu-
ierenden Macht“, in: Antonio Negri, Maurizio Lazzarato, Paolo Vir-
no, Umherschweifende Produzenten. Immaterielle Arbeit und Subversi-
on, hrsg. und übers. von Thomas Atzert, Berlin: ID Verlag 1998, S. 
67-82; Antonio Negri, „Konstituierende Macht“, übers. von Thomas 
Atzert, in: Marianne Pieper, Thomas Atzert, Serhat Karakayalı und 
Vassilis Tsianos (Hg.), Biopolitik – in der Debatte, Wiesbaden: Verlag 
für Sozialwissenschaften 2011, S. 29–62. In englischer Sprache ist Il 
potere costituente unter dem Titel Insurgencies. Constituent Power and 
the Modern State erschienen (übers. von Maurizia Boscagli, Minnea-
polis und London: University of Minnesota Press 1999).
16  Negri, Insurgencies, S. 23.
17  Ebd., S. 321.
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In ihrem aktuellen europäischen Kontext ist die Bedeu-
tung der Begriffskompositionen um die Begriffe „Kon-
stitution“ und „konstituierend“ äußerst schillernd. Wir 
wollen im Folgenden vier Dimensionen unterscheiden, 
in denen konstituierende Macht sich zunehmend von 
allen bekannten Formen konstituierter Macht absetzt, 
auch um Institutionen in neuer Weise denken zu kön-
nen. 

1. In ihrer nächstliegenden und zugleich engsten Be-
deutung verweisen die Begriffe um die Konstitution auf 
die Verfassung als Grundgesetz. Diese Verfassung in Ge-
setzesform wird zwar im alltäglichen Sprachgebrauch 
mehr oder weniger unhinterfragt als eine immerwäh-
rend konstituierte Macht verstanden, doch entstanden 
die ersten Verfassungen in diesem Sinn erst am Ende 
des 18. Jahrhunderts, und zwar vor allem in revolutio-
närem Kontext. 

Auf europäischer Ebene steht eine Verfassung noch 
immer aus. Zwischen 2001 und 2004 wurde durch einen 
Konvent aus Regierungschefs und Vertreter_innen von 
EU-Institutionen in einem schmalen Diskussionspro-
zess mit pseudo-partizipatorischen Anteilen ein Verfas-
sungsvertrag erarbeitet. Dieser sollte 2005 als Geste der 
breiten Zustimmung zu einem institutionell entwickel-
ten Papier durch die europäischen Mitgliedstaaten rati-
fiziert werden. Doch Referenden in Frankreich und den 
Niederlanden lehnten den Vertrag ab und stoppten da-
mit den Ratifizierungsprozess. Drei Jahre später wur-
de mit nur wenigen Änderungen ein „Reformvertrag“ 
vorgelegt, von dem angenommen wurde, dass er nun 
in allen Ländern einfach durchgewunken würde. Aber 
diesmal nahmen die Abstimmenden in Irland ihre Rol-
le ernst und votierten als einzige in einem Referendum 
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gegen den neuen Vertrag. Man kann sagen, die Iren 
konstituierten sich dadurch als Minderheit in der EU. 18 
Schon gegenüber dieser ablehnenden Entscheidung ent-
stand in der europäischen Presse und unter den dama-
ligen Regierungsverantwortlichen eine außerordentliche 
neokoloniale Diffamierungswelle. Die Iren seien, wie die 
„Dritte Welt“, nicht reif für die Demokratie, sie seien 
nicht in der Lage, die richtigen und vernünftigen Ent-
scheidungen zu treffen, stattdessen legten sie ein irra-
tionales und destruktives Verhalten an den Tag. Es fehle 
jede Dankbarkeit gegenüber den finanziellen Hilfen der 
Europäischen Union, die sie eigentlich dazu verpflichte-
ten, mit Ja zu stimmen. Unanständig sei das, und man 
könne sich „auf die Iren nicht verlassen“, so der damali-
ge französische Außenminister Bernard Kouchner. Oder 
Daniel Cohn-Bendit in Le Monde: „Die Iren haben von 
Europa alles bekommen und sind sich dessen nicht be-
wusst.“ Das irische Referendum wurde schließlich nicht 
akzeptiert und Irland zu einer erneuten Abstimmung 
gedrängt, die dann im Sinne der disziplinierten und dis-
ziplinierenden europäischen Mehrheit ausfiel. Der „Re-
formvertrag“ trat Ende 2009 statt einer Verfassung in 
Kraft und ist bekannt als „Vertrag von Lissabon“.

Bei den wiederholten Ablehnungen der Referenden 
ging es nicht unbedingt darum, die Inhalte der Verfas-
sung einer weiteren kritischen Revision zu unterziehen, 
einzelne Aspekte zu ändern, den Text insgesamt schlan-
ker, verständlicher und damit akzeptabler zu machen. 
Die Referenden in Frankreich, den Niederlanden und 
Irland sind mehr als Indizien für eine Notwendigkeit, 

18  Siehe hierzu und zu den folgenden Zitaten Kristin Ross, „Demo-
kratie zu verkaufen“, in: Giorgio Agamben u.a., Demokratie? Eine 
Debatte, Berlin: Suhrkamp 2012, S. 96-115, insbes. S. 96-103.
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aufgeklärt die Inhalte der Verfassung zu diskutieren, sie 
fürs erste zurückzuweisen und dann mit einem verbes-
serten Inhalt zu ratifizieren. Das Nein ist weniger als 
Protest gegen einzelne inhaltliche Punkte zu verstehen, 
es ist vielmehr ein Bruch, Auflehnung dagegen, die euro-
päische Verfassung einfach durch formale Referenden 
zu ratifizieren, ein Bruch, der sich gegen ein derartiges 
Verfasst-Werden wendet, vielleicht aber auch darüber 
hinaus: ein Bruch als Ereignis des Widerstandes gegen 
die Form des Regiertwerdens in Europa überhaupt. 19 

2. Im Unterschied zur Vorstellung der Konstitution als 
einer von oben institutionell durchzusetzenden und end-
gültig konstituierten Macht entsteht aus dem Problem 
des Modus und der Begründungsweise der Verfassung der 
zweite Begriff von Konstitution. Er steht vor allem als Akt 
der Konstituierung einer verfassungsgebenden Versamm-
lung historisch vor jeder Verfassung im ersten Sinn. 

Die Begriffe der konstituierenden und der konstitu-
ierten Macht wurden von Emmanuel Joseph Sieyès ein-
geführt, dem Protagonisten der französischen Verfassung 
von 1791. In seinem Text „Was ist der Dritte Stand?“, 
dessen Veröffentlichung im Januar 1789 die revolutionä-
re Stimmung anheizte und die französische Nationalver-
sammlung darin bestärkte, mit dem Ancien Régime zu 
brechen und den Übergang zur Republik zu proklamie-

19  In der Zeit des Ratifizierungsprozesses hat Negri diese Einschät-
zung der Referenden allerdings nicht geteilt. Vor dem französischen 
Referendum veröffentlichte er in Libération einen flammenden Ap-
pell für die pragmatische Position eines uneingeschränkten Ja zur 
EU-Verfassung als Gegengewicht zu den USA. Er machte allerdings 
auch deutlich, dass Gleichheit nicht durch eine Verfassung herge-
stellt werden kann (vgl. Christian Losson, Vittorio de Filippis, „Oui, 
por faire disparaître cette merde d’Etat-nation”. Interview mit Anto-
nio Negri, Libération vom 13. Mai 2005). 
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ren, unterscheidet Sieyès zwischen dem pouvoir consti-
tué und dem pouvoir constituant. Bei Sieyès entspricht 
konstituierte Macht der Verfassung als Grundgesetz und 
konstituierende Macht der verfassungsgebenden Ver-
sammlung. Um also von einer Verfassung als konstitu-
ierter Macht überhaupt sprechen zu können, braucht es 
zuvor den Prozess der Schaffung des Verfassungstextes 
durch das, was bei Sieyès pouvoir constituant genannt 
wird. Der konstituierende Eid des Ballhausschwurs, auf 
den Negri und Sánchez Cedillo in ihren Überlegungen 
zu einem heute notwendigen europäischen Föderalis-
mus in diesem Band zurückkommen, bedeutete in der 
Französischen Revolution die gründende Verbündung 
des Dritten Standes gegen eine unreformierbare, uner-
träglich gewordene Herrschaft des Ancien Régime. 

Jenseits der historischen Besonderheit der Französi-
schen Revolution liegt der problematische Aspekt der 
konstituierenden Macht als verfassungsgebender Ver-
sammlung in der Entscheidung, wie es überhaupt zu 
dieser Versammlung kommt, also vor allem in der Fra-
ge der Legitimierung dieser Versammlung. Wer ist die 
In stanz, die die Versammlung einberuft, und wer wird 
dazu einberufen? Wie kann die Inklusion der Ausge-
schlossenen trotz aller Asymmetrien als sozialer Aus-
tausch vor sich gehen, und wie kann sie als radikale In-
klusion die tendenziell unendliche Vielheit umfassen?

3. Zusätzlich zu den Komponenten des Verfassungs-
textes und der verfassungsgebenden Versammlung un-
terstreicht Antonio Negri einen dritten Aspekt der 
konstituierenden Macht: jenen der stetigen Weiterent-
wicklung der Verfassung. Dies betrifft die Forderung 
nach einer Konstituierung in Permanenz, die zunächst 
davon ausgeht, dass eine Verfassung in gewissen Abstän-
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den geändert, an die Veränderung der Verhältnisse ange-
passt werden kann und muss. 

„Einer jeden Generation ihre Konstitution“, meinte 
Jean Antoine Condorcet noch vor der Festlegung des 
diesbezüglichen Prinzips in der revo   lu tionären französi-
schen Verfassung von 1793, eine Generation dürfe nicht 
künftige Generationen ihren Gesetzen unterwerfen. Ne-
gri nimmt diese Forderung wörtlich und geht damit weit 
über die einstige Bedeutung des pouvoir constituant hi-
naus. Er setzt voraus, dass konstituierende Macht nicht 
nur nicht aus konstituierter Macht entstehen könne, 
sondern dass konstituierende Macht auch keineswegs 
konstituierte Macht instituiere. 20 Eher besteht umge-
kehrt die Gefahr der Kooptierung der konstituierenden 
Macht durch die konstituierte: „[...] sobald der Moment 
der Verfassungsgebung vorbei ist, [wird] die konstituti-
onelle Fixierung in einer Gesellschaft, die auf der Ent-
faltung der Ökonomie ebenso wie auf der Entwicklung 
der Freiheiten beruht, zum reaktionären Faktum“. 21 
Auch wenn es eine permanente Konstituierung im Sinne 
von Condorcet, also eine andauernde Anpassung gäbe: 
Das grundsätzliche Problem der Repräsentation bleibt 
erhalten, jenes der Arbeitsteilung zwischen Repräsentie-
renden und Re prä sentierten, wie sie Negri und Sánchez 
Cedillo auch in Bezug auf die aktuellen spanischen Ent-
wicklungen problematisieren. 

Das aktuellste und interessanteste Beispiel dieser 
Problematik sind die verfassungsgebenden Prozesse in 
Lateinamerika, zunächst 1999 jener in Venezuela, der 
als „Bolivarianischer Prozess“ bekannt geworden ist. Als 

20  Vgl. Negri, Insurgencies, S. 20f.
21  Negri, „Repubblica Costituente”, S. 67f.
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Hugo Chávez 1998 die Präsidentschaftswah len von Ve-
nezuela gewann und im Februar 1999 sein Amt antrat, 
setzte er Wahlen zu einer verfassungsgebenden Ver-
sammlung an, die im Laufe des Jahres in einem ausge-
dehnten Verfahren der Mitsprache der Bevölkerung die 
neue „Bolivarianische Verfassung“ entwickelte. Wenn 
Partizipation und Aktivierung der Bevölkerung auch an 
keinem Ort des maschinischen Kapitalismus die Kräfte 
der maschinischen Indienstnahme abschütteln können, 
war es genau diese Form der breiten Beteiligung, die zu 
den gewohnten Formen der Repräsentation in Gegensatz 
trat, etwa zur auktorialen Einsetzung eines beschränk-
ten Gremiums, das die Bevölkerungsgruppen vertreten 
soll und im Alleingang den Verfassungstext entwirft. 
Die Inhalte der neuen Verfassung wurden nicht nur 
breit diskutiert, sondern gingen in einigen Punkten in 
ihrem emanzipatorischen Potenzial über herkömmliche 
Verfassungstexte weit hinaus, etwa in den Bereichen der 
Frauen-, Indigenen- und Umweltrechte. 22 Weitere Bei-
spiele verfassungsgebender Prozesse folgten in Ecuador, 
wo von November 2007 bis Juli 2008 eine Constituyen-
te tagte, deren Vorschlag im September 2008 mit fast 64 
Prozent der Stimmen angenommen wurde, sowie in Bo-
livien, wo Evo Morales 2005 als erster Indigener zum Prä-
sidenten gewählt und 2009 in einem verfassungsgebenden 
Prozess eine Verfassung mit weitreichender Berücksichti-
gung von Indigenen-Rechten eingesetzt wurde. 

Dennoch ist es nicht völlig kohärent, wenn in die-
sem Zusammenhang auch des öfteren Negris Konzept 

22  Vgl. zu Venezuela Dario Azzelinis Arbeiten, die unter anderem 
Negris Begriff der konstituierenden Macht weiterentwickeln und auf 
den Bolivarianischen Prozess in Venezuela anwenden (http://www.
azzellini.net/). 

http://www.azzellini.net/
http://www.azzellini.net/
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der konstituierenden Macht zitiert wird. 23 So radikal 
und tendenziell auf eine Überwindung der repräsentati-
ven Demokratie diese Prozesse ausgerichtet waren und 
sind, so sehr sie ökologische, feministische und indige-
ne Rechte stärken, die Verfassungen entsprechen weder 
als Prozess noch als Produkt dem Begriff der konstitu-
ierenden Macht in seiner weitesten Form, wie sie Negri 
entwickelt. Eher noch steht z.B. die bolivarianische Ver-
fassung für eine konsequente Radikalisierung der kons-
titutionellen Überlegungen zwischen Sieyès und Jeffer-
son am Ende des 18. Jahrhunderts. Die vervielfältigte 
Printversion der bolivarianischen Verfassung, die als 
Büchlein exzessiv distribuiert und verkauft wurde und 
den Status eines Kultobjekts erwarb, ist insofern Zeuge 
der Inkommensurabilität der Ideen von staatlicher Ver-
fassung und konstituierender Macht. 

4. Um also konstituierende Macht in ihrer vollen 
Ausdehnung begreifen zu können, müssen wir auch ihre 
vierte Dimension einbeziehen, die Nachbarschaftszonen 
der Begriffe des konstituierenden Prozesses, der konsti-
tuierenden Praxis, der konstituierenden Initiative. 

Antonio Negri geht konsequenterweise der Frage 
nach, wie eine konstituierende Macht vorzustellen wäre, 
die nicht von sich selbst getrennte Verfassungen hervor-
bringt, sondern sich vielmehr selbst verfasst. 24 Hier führt 
der Gedanke der konstituierenden Macht zur notwen-
digen Problematisierung jeder Form von Konstitution/

23  Hugo Chávez selbst bezog sich auf die französischen Theoretiker 
des pouvoir constituant wie auch explizit auf Negris Begriff der kon-
stituierenden Macht (vgl. Marta Harnecker, Hugo Chávez Frías. Un 
hombre, un pueblo. Interview, San Sebastian, November 2002, S. 22, 
Absatz 72).
24  Vgl. vor allem Negri, Insurgencies. 
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Verfassung: Die repubblica costituente ist eine „Republik, 
die vor dem Staat entspringt, die außerhalb des Staats 
entsteht. Es ist das Paradox der kon sti tuierenden Re-
publik, dass der Prozess der Konstitution niemals ab-
geschlossen sein wird und dass die Revolution nicht 
endet.“ 25 Konstituierende Macht in dieser avanciertesten 
Ausformung heißt, jenseits von traditionell verstandener 
konstituierter Macht, außerhalb von etablierten Staats-
apparaten Möglichkeiten und Abläufe einzurichten, mit 
Organisationsmodellen, kollektiven Formen und Subjek-
tivierungsweisen zu experimentieren, die sich der Reter-
ritorialisierung und Strukturalisierung – zumindest auf 
Zeit – widersetzen. Diese konstituierende Macht bricht 
nicht mit jeder vorstellbaren Form von konstituierter 
Macht, sondern entfaltet neue Verhältnisse und andere 
Weisen der Instituierung. Sie widersetzt sich der Abtren-
nung eines Bereichs des Juridisch-Politischen und insis-
tiert auf dessen Untrennbarkeit von Fragen der sozialen 
Re/Produktion. Genau das geschah und geschieht in den 
mikropolitischen Praxen für andere Formen der Bildung, 
der Wohnpolitik, der Care-Praxen, den Platzbesetzungen 
und den Bewegungen des municipalismo der letzten Jahre 
in Spanien. Sie haben ihre genealogischen Linien zu frü-
heren Erfahrungen, wie etwa der Universidad Nómada 
oder der Fundación de los Comunes, Projekte, an denen 
auch Raúl Sánchez Cedillo beteiligt war und ist, zu den 
Bewegungen der Prekären seit den frühen 2000er Jahren, 
oder im Wohnbereich zur Bewegung v de vivienda. Wenn 
auch konstituierende Macht vor dem Staat entspringt, so 
entstehen ihre Instituierungen und instituierenden Pra-
xen nicht an einem bestimmten Ursprung, sondern als 

25  Negri, „Repubblica Costituente”, S. 80.
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Mannigfaltigkeit, die sich zur konstituierenden Macht 
verdichtet und die dadurch erstarkt. 

Negris Deutung der konstituierenden Macht betrifft 
keinen einmaligen Akt, weder einen der Verfassungs-
gebung noch einen von Revolution als großem, herein-
bre chendem Ereignis, verbunden mit der Übernahme 
der Herrschaft. Die konstituierende Macht ist nicht als 
Volkssouveränität und nicht in erster Linie als Recht set-
zend zu verstehen, sie ist kein Prozess, der den Rechts-
text einer souveränen Nation zum Produkt hat, sondern 
ein unabgeschlossener Prozess der Vielen. 26 In einem 
solchen Prozess der Invention ist es nicht möglich, die 
radikale Heterogenität der Multitude in der Identität ei-
nes nationalen „Volkes“ einzuhegen. In diesem Sinne ist 
auch Negris und Sánchez Cedillos Ausdruck „‚das Volk‘ 
der 15M-Bewegung“ zu verstehen. Wir haben „das Volk“ 
durch Anführungsstriche markiert, weil hier nicht von 
einem einheitlich-identitären Volksbegriff die Rede ist, 
sondern von einer – wie die beiden Autoren es formulie-
ren – „sozialen Multitude“. Die konstituierende Macht 
basiert auf der Stärke der Vielen. Wenn aber die Poten-
zialität und Kraft der Multitude auf eine Einheit redu-
ziert wird, geht verloren, „dass die Stärke nicht nur auf 
der großen Zahl beruht, sondern eine der ‚Vielen’, der 
Singularitäten und Differenzen ist.“ 27 Diese Vorstellung 
von miteinander verbundenen, und doch unterschiede-
nen Singularitäten ist es auch, die Negri und Sánchez 
Cedillo auf europäischer Ebene als Föderalismus weiter-
denken, der auf einer neuen Sozialpolitik basiert – gegen 
die aktuell wiederbelebte „nationalistische Blindheit“ .

26  Vgl. Negri, Insurgencies, S. 29–32.
27  Negri, „Konstituierende Macht”, S. 34. 
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Transversale Vektoren, molekulare Ermäch tigung, 
europäische Verkettung

Im neuen Vorwort zur spanischen Übersetzung von Il 
potere costituente schreibt Antonio Negri der konstituie-
renden Macht in ihrer weitesten Ausformung drei Di-
mensionen zu: Konstituierende Macht als Kontinuität, 
als Motor einer fortschreitenden Aktion der Transfor-
mation. Konstituierende Macht als Bruch mit der „Au-
tonomie des Politischen“ und als Initiative der inten-
siven Vermischung des Politischen und des Sozialen. 
Konstituierende Macht als Förderung und Konstitutio-
nalisierung eines weiten Pluralismus. 28

Konstituierende Macht ist also nicht nur als Konti-
nuität und Persistenz zu verstehen, sie durchbricht auch 
Vorstellungen einer Autonomie des Politischen und 
setzt dagegen ein Verständnis des Sozialen, „das im Po-
litischen das Verständnis seiner selbst und den Schlüssel 
seiner Ausdrucksformen findet“ 29. In diesem Sinne be-
tonen Negri und Sánchez Cedillo, dass es nicht einfach 
darum gehen kann, die Macht „oben“ zu übernehmen 
und zu regieren. Denn das hieße, in naiver Weise der 
Logik der Autonomie eines Politischen zu vertrauen, das 
sich vom Sozialen separiert. Ein konstituierender Pro-
zess muss dagegen mehr sein. Er muss breit verankert 
sein, in einem Begehren „von unten“, aus den Bewegun-
gen heraus. Deshalb ist die Transformation der kommu-
nalen politischen Ebene, die Negri und Sánchez Cedillo 
kurz vor den spanischen Kommunalwahlen in den Vor-

28  Antonio Negri, El poder constituyente, übers. von Simona Frambotta 
und Raúl Sánchez Cedillo, Madrid: Traficantes de Sueños 2015, S. 
17.
29  Negri, „Konstituierende Macht”, S. 38.
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dergrund rücken, so wichtig. Auf kommunaler Ebene 
sind Experimente und Inventionen jenseits traditionel-
ler Formen der politischen Repäsentation möglich, jen-
seits klassischer Parteiformen, so wie bei den Bündnis-
sen „Barcelona en comú“ oder „Ahora Madrid“ 30. Beide 
haben die Kommunalwahlen gewonnen und können 
die beiden größten Städte Spaniens regieren. Im Span-
nungsfeld zwischen der Partei Podemos und den bewe-
gungsnahen Plattformen „Guanyem“ und „Ganemos“ 
können diese Bündnisse die Möglichkeiten und Gren-
zen dessen ausloten, was es auf kommunaler Ebene be-
deutet, ausgehend von radikaler Inklusion und horizon-
talen Entscheidungsstrukturen das, was gemeinsam ist, 
in neuen demokratischen Formen zu aktualisieren und 
neu zu erfinden.

Wenn Negri und Sánchez Cedillo von einer Verti-
kalisierung der Horizontalität sprechen, dann ist das 
unserer Meinung nach nur vor diesem Hintergrund zu 
verstehen. Es geht nicht um die Opposition von ineffi-
zienter Horizontalität und effizient-hierarchischer Verti-
kalität. Horizontal und vertikal sind nicht zwei im rech-
ten Winkel zueinander stehende Achsen, die nur einen 
einzigen Kreuzungspunkt haben und bei denen man 
sich für eine Richtung entscheiden muss. Im Gegenteil: 
Es geht nicht um Achsen, sondern um transversale Vek-
toren, die in einem konstituierenden Prozess permanent 
entstehen, in einem Prozess, der von molekularen sozia-

30  „Ahora Madrid“ („Jetzt Madrid“) ist ein Zusammenschluss aus 
der kommunalen Bewegungsplattform Ganemos (kastilianisch für 
„Wir gewinnen“), der Partei Podemos und anderen sozialen wie po-
litischen Organisationen, „Barcelona en comú“ („Barcelona gemein-
sam“) ein Bündnis u.a. von Podemos und der Bewegungsplattform 
Guanyem (katalanisch für „Wir gewinnen“).
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len Bewegungen ausgeht, und in dem diese nicht an die 
zweite Stelle hinter die Partei treten. 

Das Vertikale ist also nicht als senkrechte Achse der 
Regierung zu verstehen, oder gar als Übernahme des 
Staatsapparates ohne dessen Transformation, sondern 
im Wortsinn des lateinischen vertere als jene „wendende“ 
Dynamik, die die Horizontalität der molekularen Praxis 
zur Neuerfindung der Regierungsform bringt. Eine an-
dere Form der Regierung ist weder auf nationaler noch 
auf europäischer Ebene eine top-down-Frage, sondern 
sie entsteht in und aus den Subjektivierungen, in und 
aus den molekularen Poren des Alltags und ermöglicht 
neue Sozialitäten des Gemeinsamen, für die beständig 
Formen des politischen Agierens und der Verkettung 
gefunden werden müssen. Dabei vollziehen sich in allen 
transversalen Dynamiken Instituierungsprozesse, aller-
dings nicht in der dichotomen Trennung von Horizon-
talität und Vertikalisierung. 

Die Macht in „konstituierender Macht“ ist keine 
Herrschaft. Es geht nicht darum, die Macht oder be-
stehende Institutionen zu übernehmen, als wäre Macht 
etwas, das vornehmlich oder gar ausschließlich in Insti-
tutionen gelagert ist. Machtverhältnisse sind überall, sie 
sind soziale Verhältnisse, Alltagskräfteverhältnisse, in 
denen Subjektivierungen und Gemeinsames entstehen. 
Wenn Machtverhältnisse „von unten“ verändert werden, 
in den Weisen, wie wir alltäglich zusammenleben, auf-
einander bezogen sind, lassen sie sich in neuer Weise 
auch auf der politischen Organisations- und Verwal-
tungsebene verdichten und verstetigen. Weil wir Macht-
verhältnisse in jedem Moment dermaßen (re-)produzie-
ren, muss das Erfinden neuer Formen der Regierung von 
hier ausgehen, um neue Institutionen zu erfinden, die 
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die bestehenden ersetzen und transformieren können. 
„Podemos“ kann also nicht einfach heißen, in Wahlen 
die Mehrheit erringen und „die Macht“ übernehmen zu 
können, sondern die lokalen Machtverhältnisse, in de-
nen wir subjektiviert werden, grundlegend umzuwen-
den. Es geht weniger um einen molaren Poder, denn um 
einen molekularen poder. 

Für eine solche molekulare Ermächtigung in Euro-
pa reicht es nicht aus, den politisch strategischen Fokus 
allein auf die (möglichst) regierende Partei zu richten. 
Auch die zunehmende Orientierung auf einen linken Po-
pulismus, die sich vornehmlich in Spanien ausbreitet, 31 
scheint uns hinter das Anliegen von Negri und Sánchez 
Cedillo zurückzufallen. Eine solche populistische Rhe-
torik kommt nicht umhin, sich erneut auf ein natio-
nales Volk zu beziehen, nicht notwendigerweise auf ein 
als identitär imaginiertes, wie es von rechtspopulisti-
scher und reaktionärer Seite der Fall ist, aber auf ein 
Volk, das durch seine Ängste und Befürchtungen Stich-
wortgeberin für sogenannte Rahmungen wird, aus de-
nen eine Partei wie Podemos ihr Programm gestalten 
will. 

Es reicht nicht, die Stimmen des heterogenen „Vol-
kes“ einfach kanalisieren zu wollen, anstatt im Laufe 
des konstituierenden Prozesses Programme auszuarbei-
ten. Wenn das Gemeinsame zugunsten der Zustimmung 
vor dem privaten Fernsehgerät oder den Likes in Social 

31  Vgl. Íñigo Errejón, der zur Führungsspitze von Podemos gehört: 
Íñigo Errejón, „Ernesto Laclau, theorist of hegemony”, http://www.
versobooks.com/blogs/1578-ernesto-laclau-theorist-of-hegemony. 
Siehe auch Chantal Mouffe, „Für einen linken Populismus“, IPG-
Journal, 30. März 2015 (http://www.ipg-journal.de/rubriken/soziale-
demokratie/artikel/fuer-einen-linken-populismus-857/). 

http://www.versobooks.com/blogs/1578-ernesto-laclau-theorist-of-hegemony
http://www.versobooks.com/blogs/1578-ernesto-laclau-theorist-of-hegemony
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Media in den Hintergrund gerät 32, geht der Bezug zu 
breiten Bewegungen verloren. Aber genau die Mannig-
faltigkeit, die in Spanien etwa zwischen den verschiede-
nen Ebenen des Molekularen, zwischen den mikropoli-
tischen Praxen, 15M, der PAH, Ganemos und Podemos 
entsteht, ist das Zwischen des konstituierenden Prozes-
ses. 

Anstelle einer zunehmend sich selbst entleerenden 
Politik des „leeren Signifikanten“ 33 gilt es, feministische 
und queere Positionierungen ebenso klar zu formulieren 
wie eine antirassistische Haltung, vor allem angesichts 
der erneuten, unglaublichen Verschärfung von hegemo-
nialer Männlichkeit und der „Festung Europa“ in den 
letzten Monaten und Jahren. Nur wenn Europa seine 
koloniale Genealogie im Auge behält, bereit, in der Si-
tuiertheit der lokalen Kämpfe und zugleich über sich hi-
naus zu denken, wird der konstituierende Wind, der aus 
dem Süden weht, sich weiter ausbreiten können.

Die Prozesse der konstituierenden Macht der hetero-
genen Vielen, die 2011 die Plätze besetzten, haben sich 
in entscheidenden Aspekten nicht-identitär und nicht-
repräsentationistisch organisiert, und sie ziehen ihre 
fortlaufende Kraft immer wieder aus den Beziehungen 
zwischen den Singularitäten auf allen möglichen Ebe-
nen, von der kontinuierlichen Versammlung im Barrio 

32  Vgl. das Interview mit dem Sprecher von Podemos, Eduardo 
Maura, „¿Más allá de la izquierda y la derecha? (Beyond left and 
right?)”. Ein Interview von Lucy Parker, David Mountain und Ni-
kos Manousakis, The Platypus Review, Nr. 72, Dezember 2014/Januar 
2015 (http://platypus1917.org/2014/12/01/mas-alla-de-la-izquierda-
y-la-derecha/).
33  Im Sinne der hegemonietheoretischen Begrifflichkeit von Ernesto 
Laclau, die vor allem von führenden Podemos-Akteuren gerne auf-
gegriffen wird.
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bis zum Experiment mit neuen partei-förmigen Insti-
tutionen. Ein europäischer Föderalismus, zu dem Negri 
und Sánchez Cedillo eine Debatte anstoßen wollen, ist 
auch in diesem Sinn von den Bewegungen inspiriert: 
Ausgangspunkt für einen konstituierenden Prozess eines 
anderen Europas „von unten“. 

 Mai 2015



Antonio Negri und Raúl Sánchez Cedillo

FÜR EINEN KONSTITUIERENDEN PROZESS  
IN EUROPA 

Demokratische Radikalität  
und die Regierung der Multituden
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1  HEUTE IST DIE DEMOKRATIE  
EINE WILDE UND KONSTITUIERENDE  

DEMOKRATIE

 
 
Die Genoss_innen, die Podemos ins Leben gerufen ha-
ben, sagen: Es ist uns gelungen, in positiver Weise der 
einengenden Horizontalität der Bewegung zu entkom-
men, die so reich ist und zugleich oft auch so frucht-
los. Es ist uns gelungen, und zwar mit einer politischen 
Geste der Selbstkonstitutierung, der Organisation und 
der Repräsentation. Wir waren klug genug zu begrei-
fen, dass der Raum zwischen den Kommunalwahlen und 
den Parlamentswahlen, zwischen Mai und Ende des Jah-
res 2015, die einzige Möglichkeit ist, „das Vorhänge-
schloss von ‚78“ 1 aufzubrechen: In der Zeit der Wahlen 
ist der Gegner gezwungen, sich über das ganze Territo-
rium auszudehnen. Die verfassungsmäßigen Garantien 
der Freiheit funktionieren besser als unter anderen Be-
dingungen, sie werden zu möglichen Zonen des Bruchs 
mit dem gegenwärtigen Regime, das zutiefst diskredi-
tiert und gespalten ist. Die kapitalistische Front wird 
aber vielleicht, nachdem sie unserem Widerstand mit 
aller Härte entgegengetreten sein, ihn vielleicht sogar 
vernichtet haben wird, Ende 2015 in der Lage sein, ihre 
Offensive neu aufzustellen und sich neu zu organisieren. 

1  Mit „Vorhängeschloss“ ist die seit 1978 andauernde Blockadepoli-
tik der etablierten Parteien in Spanien gemeint, die jede progressive 
Verfassungsreform verhindert. Der Ausdruck zirkulierte schon län-
ger, wurde aber von Pablo Iglesias in seiner ersten Rede als General-
sekretär von Podemos aufgegriffen und popularisiert. https://www.
youtube.com/watch?v=_aCG6sSzypQ (Anm.d.Übers.)

https://www.youtube.com/watch?v=_aCG6sSzypQ
https://www.youtube.com/watch?v=_aCG6sSzypQ
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Die historische Chance wird dann für lange, für zu lange 
Zeit vorüber sein.

Das alles räumen wir ein. Die Genoss_innen von Po-
demos sind die einzigen in Europa, die ernsthaft die-
sen Schritt gewagt haben: Sie waren es, die, ausgehend 
von einer Bewegung von unerhörter Kraft und Neuar-
tigkeit, eine vertikale Achse aufgebaut haben; sie waren 
es, die ohne Demagogie und Ausflüchte einen Weg aus 
dem „Basisdemokratismus“ beschritten haben, der am 
Ende angesichts der zeitlichen Erfordernisse und in der 
Beschaulichkeit seiner Horizontalität zur Erschöpfung 
neigte. Nur Baron Münchhausen fabulierte, dass er es 
allein schaffen würde, sich am Zopf aus dem Schlamm 
zu ziehen und zu fliegen ... Podemos ist es gelungen.

Um weiter zu gewinnen, ist es aber nicht nur not-
wendig, über den Gegner nachzudenken – wie man 
ihn schlägt, ihn desartikuliert, ihn jede politische und 
kon stitutionelle Bedeutung verlieren lässt. Es muss 
klar sein, dass man das, was man hierfür tut, im sel-
ben mehrheitlichen und radikal demokratischen Maß-
stab tut, aus dem es geboren wurde. In diesem Prozess 
dürfen keine Engpässe erzeugt werden, weder räumliche 
noch zeitliche. Nur ein Beispiel: Die italienische Kom-
munistische Partei, auf die sich die Theoretiker_innen 
von Podemos so bereitwillig beziehen, verlor als neuer 
Samson alle Kraft: die Haare wurden ihr abgeschnitten, 
und sie wurde vom Feind gefangen genommen, als sie 
diesen Leitsatz vergaß. Der Engpass nannte sich damals 
„Autonomie des Politischen“.

Leicht wird dieser Engpass zur Schlinge, die sich um 
jeden schließt, der nur den Finger hineinsteckt – und 
manchmal auch den Hals. Die vor mehr als einem Jahr-
hundert ausgearbeitete politikwissenschaftliche Kritik der 
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politischen Partei ist in dieser Hinsicht mehr als deutlich: 
nicht nur in Bezug auf die Grenzen der Bürokratisierung 
der Partei-Struktur (auf der diese Theoretiker bestanden, 
die als Männer der Rechten die gerade entstehende Kraft 
der Arbeiter_innenparteien denunzierten), sondern vor 
allem in Bezug auf die Merkmale des Befehls, der Lei-
tung, des Führerkults, des „Charismatischen“, all dessen, 
was die „Autonomie des Politischen“ ausmacht. Dies war 
in der Tendenz eine richtige Analyse und damit auch eine 
Bedrohung (eine unter Tausenden, aber eine besonders 
treffende), die im Kampf jener Politikwissenschaftler ge-
gen die Parteien des Proletariats gewandt wurde.

Bis hierher bewegen wir uns innerhalb der Grenzen, 
die wir als „räumliche“ bezeichnet haben. Daneben gibt 
es auch „zeitliche“ Grenzen, die mit der „Autonomie des 
Politischen“ verbunden sind. Wir gehören sicherlich 
nicht zu denen, die die Möglichkeit bestreiten, Wahlzei-
ten oder soziale Verfallsdaten der Krise auszunutzen, und 
auch nicht zu jenen, die die Notwendigkeit bestreiten, 
den wunden Punkt der Befehlskette zu treffen, vor allem 
zu genau jenem Zeitpunkt, an dem die Kräfte des sozi-
alen Protests der Bürger_innen am stärksten sind. Aber 
Achtung: Es ist nicht einfach, die Regierung auszuüben. 
Es kann nicht nur darum gehen, es einfach zu tun. Dies 
gilt umso mehr in den derzeitigen Governance-Regimen, 
in denen das kontinuierliche Handeln nicht nur in einem 
langjährigen Zyklus gehalten werden muss, sondern aus 
einer Abfolge von pünktlich einzuhaltenden Terminen be-
steht. Der Gegner (Rechtsnationale und/oder „PPSOE“ 2, 

2  Eine Mischung der Akronyme des sozialistischen PSOE und des 
konservativen Partido Popular, ironische Erfindung der 15M-Bewe-
gung, vor allem seit sich beide Parteien der Sparpolitik und den Re-
geln der Troika untergeordnet haben (Anm.d.Übers.).
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nationalistische Projekte der katalanischen Hauptstadt, 
europäische und globale Troikas, etc.) besitzt die Fähig-
keit, den Gegenangriff unendlich zu zerstückeln. In dieser 
zeitlichen Dimension und angesichts dieses Gegners ist 
es für das Handeln einer zukünftigen Regierung von Po-
demos wesentlich, „innerhalb der Bewegungen zu sein“. 
Die bolivianischen Genoss_innen haben es gut verstan-
den, für eine lange Zeit Regierung und konstituierende 
Versammlung zusammen zu leben. Es war ein Durchei-
nander – aber was für ein starkes und lebendiges Durch-
einander!

Das Problem der Regierung „in der Zeit“ ist nicht 
nur ihre Effizienz, sondern vor allem die Unumkehrbar-
keit ihrer Errungenschaften. Wer mit der „Autonomie 
des Politischen“ flirtet, endet damit, die Entwicklung 
der Demokratie an der Basis als zweitrangig zu denken. 
Manchmal sind Kommandoformen sogar nur unter der 
Bürde einer ausschließlich auf Charisma beruhenden Ef-
fizienz vorstellbar – manchmal ist diese Vorstellung auch 
tragischerweise das, was in die Tat umgesetzt wird. Aber 
nicht in unserem Fall: Wir wirken gerade darauf hin, 
endgültig aus den Weberschen Dilemmata des bürgerli-
chen Kommandos auszusteigen, die bisher nur autoritäre 
Lösungen für jene sozialen Konflikte legitimiert haben, 
denen die Kämpfe auf die Höhe des Politischen verhol-
fen hatten.

Aber kehren wir zurück zum zentralen Problem: 
von der Horizontalität zur Vertikalität, von der Agitati-
on und vom Widerstand der Bewegung zur Regierung. 
 Podemos fordert von allen Genoss_innen, von dieser 
Ebene der Regierung aus zu denken. Aber ist damit die 
Ebene der Zentralregierung gemeint? Mag sein. Die 
Ebene der Regierung der Großstädte? Das ist noch eher 
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möglich. Aber kann es nicht gerade nur dann, wenn man 
das Handeln aller Bürger_innen auf eine starke Erneue-
rung der Regierung der Städte lenkt, ein nahes, greif-
bares Beispiel eines wirksamen konstituierenden Pro-
jekts geben? Für uns scheint das der Fall zu sein – weil 
die Stadt und das Gemeinsame, das städtische Leben 
und seine Formen der Begegnung kompakte Figuren 
der Verwaltung und der konstituierenden Initiative bil-
den können. Die acampadas in den Metropolen, in den 
Städten und auch in den kleinen Dörfern sind Formen 
der konstituierenden Begegnung gewesen, die zeigen, 
wie die metropolitanen Lebensweisen – allgemein for-
muliert – jetzt schon politische und produktive Formen 
zeitigen. Im Zusammenspiel von Demokratie und (Re-)
Produktion der Stadt haben wir die Möglichkeit, das 
Politische zu artikulieren, das heißt, den Willen, zu ge-
winnen, mit der Entscheidungsfähigkeit in einem brei-
ten, pluralen und aktiven Netz der militanten Präsenz 
und der Produktion von Transformationsprogrammen 
zu verbinden. Hier, in der Mitte, liegt die Regierung. 
Und genau hier wird auch die Frage Foucaults greifbar, 
„wie wir regiert werden wollen“.

Vor allem von hier aus, von den Stadt- und Gemein-
deverwaltungen aus, ergibt sich die Möglichkeit, die Re-
gierung auf staatlicher Ebene aufzubauen, Stein auf Stein 
zu setzen. In einem biopolitischen Regime (in dem Be-
fehl, Leben, Produktion, Affekte und Kommunikation 
sich verflechten und vermischen wie in einem Laby-
rinth) sind Sprünge schwierig, wenn nicht unmöglich – 
auch in der alten Politik war es so, und wenn es Sprünge 
gab, manchmal auch heroische, war es zu oft notwendig, 
sich zurück zu bewegen und jenes zu schnell durchquer-
te Terrain mit künstlichen Institutionen zu bedecken. 
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Die Horizontalität zu vertikalisieren bedeutet nicht nur 
das Vermögen zur Grundsatzentscheidung, zur Regie-
rung, zur Führung eines „Bewegungskriegs“, sondern 
auch und vor allem, sich zu einer breiteren Sicht von 
oben zu erheben. Und so wird deutlich, dass sich der 
Bewegungskrieg nicht lohnt, wenn die eroberten Po-
sitionen, die verteidigten Fronten nicht gehalten, kon-
solidiert und nach und nach weiterentwickelt werden. 
Die Regierung muss dafür sorgen, dass die Macht der 
Bürger_innenorganisationen garantiert sind, sagte man 
vor nicht langer Zeit in Lateinamerika, solange die pro-
gressive Bewegung erfolgreich war, denn nur dann ist 
die Zentralregierung sicher vor plötzlichen oder organi-
sierten Rückschlägen. Sicher vor wem? Wir antworten: 
nicht mehr nur vor jenem Gegner, den wir kennen, vor 
den reaktionären Kräften, denen wir gegenüberstehen, 
sondern vor einer viel stärkeren Hierarchie, die durch 
Europa hindurch aufwärts geht, bis zu den Regierungs-
spitzen des Finanzkapitals.

Die Erkenntnis, keine Angst zu haben und angesichts 
dieser Kräfte gewinnen zu können, ist nicht zu unter-
schätzen. Aber achtet darauf, nicht den Teufel herauszu-
fordern, der aus der Tiefe der Auseinandersetzung noch 
zum Vorschein kommen kann. Unsere Stärke bleiben 
die acampadas, die Gemeindeverwaltungen, die mareas, 
die Bewegungen – mit anderen Worten all das, was die 
15M-Bewegung 3 möglich und praktikabel gemacht hat. 
Manchmal steht zu vermuten, dass für die Unterstützer_
innen von Podemos die Dimension der Macht [poder] 
eine abgetrennte Dimension ist. Das ist falsch: Macht 

3  Die 15M-Bewegung bündelte von 15. Mai 2011 an mit ihren Platz-
besetzungen den Widerstand gegen die spanische Austeritätspolitik 
und erprobte dabei neue Formen der Organisierung (Anm.d.Übers.).
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ist ein gesteigertes Vermögen zu handeln, sie ist eine 
Perspektive der Aktion zu und in den politischen Be-
ziehungen, doch „die Macht“ [Poder] und „die Politik“ 
gibt es nicht. Sie ist nichts anderes als die vielfältigen 
und unterschiedlichen Abstufungen der Gegenmacht. 
Und dennoch pochen die Führer_innen von Podemos 
innerhalb und außerhalb der Organisation darauf: „Zu-
erst übernehmen wir die Macht, dann widmen wir uns 
dem Programm.“

Die „Autonomie des Politischen“ kann zu einer unheil-
vollen Theorie werden, wenn sie in der Überschätzung der 
Institution und der Effizienz des staatlichen Kommandos 
den materiellen Ursprung und die Legitimität des Fun-
daments des Politischen bestreitet. Die Repräsentation, 
die die Vertreter_innen von den Vertretenen trennt, die-
ser „allgemeine Wille“ (den man „Volk“ oder „Volksein-
heit“ nennt), der für die Vertreter_innen einen mystischen 
und unanfechtbaren Grund erschafft, ist für die Bewe-
gungen nicht von Interesse. Das Wichtigste ist, den Fluss 
der politischen Bewegung (wieder-)herzustellen, ein of-
fenes System der Regierung von unten, das – durch die 
andauernde konstituierende Debatte und einen andauern-
den Ausbau dieser Debatte unter den Bürger_innen – Be-
wegung und Regierung zusammenhält. Es ist möglich, 
diese Brücke zu bauen, dieses Gemeinsame – wenn alle 
der Notwendigkeit zustimmen, die da heißt: „Mehrheit 
sein“ 4. Das ist die entscheidende Ermächtigung.

4  Im spezifisch spanischen Kontext versteht sich der Hinweis auf die 
„Mehrheit“ einerseits als ein Echo auf den occupy-Slogan von den 
99% in der 15M-Bewegung, andererseits als Interesse an einer alter-
nativen Form von Organisierung und (Selbst-)Institutionalisierung, 
wie es von den Neugründungen nicht nur von Podemos, sondern 
auch von Partido X, Guanyem, Ganemos, Barcelona en comú oder 
Ahora Madrid vertreten wird (Anm.d.Übers.). 





47

2  DIE HOFFNUNG  
DES DEMOKRATISCHEN MONSTERS:  
ZWISCHEN SYRIZA UND PODEMOS 

„Ein Gespenst geht um in Europa“. So titelte die italie-
nische Zeitung Il Manifesto in einem Kommentar über 
die Besuche von Alexis Tsipras und Yanis Varoufakis bei 
den europäischen Regierungen. Ein wahrer Alptraum 
für die deutschen Ordo-Liberalen, ein Geisterfahrer ge-
radezu, ein Selbstmord-Fahrer, der sich gegen den eu-
ropäischen Bus werfen will, wie das auf der Titelseite 
des Spiegel dargestellt wurde. 1 Stellen wir uns vor, was 
bei einem Sieg von Podemos in Spanien passieren wird: 
Was für ein enormes Gespenst wird sich dann herum-
treiben, ein wahres und echtes Monster, gezeugt von 
den Ausgebeuteten und Produktivkräften der viertgröß-
ten europäischen Wirtschaft! In wenigen Wochen be-
ginnt der Wahlkampf in Spanien, und mit vielfacher 
Kraft wird sich das Ritornell der europäischen Regie-
rungen wiederholen und die spanischen Bürger_innen 
in Furcht versetzen. Bereiten wir uns darauf vor. Sicher-
lich werden die schlechten Verheißungen der anmaßen-
den europäischen Propagandist_innen nicht eintreten. 
Aber bereiten wir uns unterdessen vor: Was kann Pode-
mos zu Europa sagen?

Im Bewusstsein der zeitlichen und politischen Be-
schleunigung, die der Sieg von Syriza mit sich gebracht 
hat, ist der Europa-Diskurs von Podemos einerseits 

1  Vgl. Der Spiegel 6/2015 vom 31.1.2015 (Anm.d.Übers.).
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durch aufrichtige Solidarität und Wertschätzung für den 
Sieg der demokratischen Griech_innen geprägt, auf der 
anderen Seite durch Vernunft ‒ die Linie von Tsipras 
kann selbst in der kurzen Zeit, die uns von den spani-
schen Wahlen trennt, scheitern. Aber Vernunft ist nicht 
Zweideutigkeit. Wir alle wissen tatsächlich, dass nichts 
gefährlicher wäre als eine zweideutige Position, nicht nur 
in Bezug auf die nun zwischen Griechenland und Europa 
eröffnete Verhandlung, sondern vor allem im Hinblick 
auf die Politik, die das Europa der Troika bislang entwi-
ckelt hat. Jede Zweideutigkeit auf diesem Terrain muss 
aufgegeben werden, und das ist auch geschehen, wenn 
wir bedenken, was wir in den letzten Monaten erfahren 
haben: Es gibt zwei Europas, und man muss sich im 
einen oder im anderen positionieren. In Spanien lässt 
sich vernünftigerweise nur mit Blick auf eine schon von 
Syriza eröffnete Front gewinnen, die sich über Europa 
ausbreiten muss. Die Schuldenpolitik, die Probleme der 
Souveränität und die atlantische Frage können nur im 
europäischen Raum in Angriff genommen werden.

Es ist zu hoffen, dass den taktischen Vorschlägen und 
der Politik der wirtschafts- und finanzpolitischen Teams 
von Syriza viel Aufmerksamkeit zukommt. Unabhän-
gig davon, wie diese Vorschläge beurteilt werden – sie 
unterstreichen die transnationale Zusammenarbeit und 
verzichten auf die anti-europäische Demagogie der „al-
ten“ Linken, eine Demagogie, die bei Podemos ohne-
hin nie stark war. Der Einsatz von Syriza ist zwar in der 
Sprache der Verteidigung der nationalen Souveränität 
(gegen die Troika, gegen Merkel usw.) verfasst, in der 
Praxis bedeutet er aber offensichtlich die Akzeptanz ei-
ner politischen Intervention innerhalb der Europäischen 
Union und gegen ihre Ausrichtung. In diesem Sinne ist 
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die wichtigste Option heute eine Koalition zwischen den 
PIIGS-Staaten 2 und den Kräften einer neuen Linken, 
um den Status quo der Union zu kippen. Dies scheint 
auch für Podemos die einzige Möglichkeit zu sein, die 
Wahlen zu gewinnen.

Versuchen wir, die Sache genauer zu betrachten. Bis-
lang hat die Konfrontation in Europa zwischen einem 
neobismarckianischen, neoliberalen und außerordent-
lich konservativen Europa einerseits und einem demo-
kratischen, konstituierenden und für die Bedürfnisse 
der Arbeiter_innen aufmerksamen Europa andererseits 
stattgefunden, einem Europa der verarmten Mittel-
schichten und der prekären oder arbeitslosen Jugendli-
chen, der Frauen, Migrant_innen und Flüchtlinge, der 
alten und neuen Ausgeschlossenen. Dieses Europa be-
deutet eine Alternative, denn seit der Krise von 2008 hat 
sich das bismarckianische Europa mit Gewalt durchge-
setzt. Dem anderen Europa blieb nur ein marginaler 
Raum des Protests und manchmal sogar nur der ver-
zweifelten Klage. Aber als die Lage für die Forderungen 
nach Gerechtigkeit und die Revolten gegen die Armut 
völlig aussichtslos zu werden schienen, hat sich, aus-
gehend von Griechenland, die Alternative gezeigt. Sie 
muss nun gerade in jenen Bereichen gestärkt und orga-
nisiert werden, in denen sich die reaktionäre Initiative 
behauptet hat.

Die primäre Frage, das primäre Problem ist das der 
Schulden. Das Europa der Troika will, dass die europäi-
schen Multituden die Schulden zahlen, und macht diese 
Frage der Zahlungsfähigkeit zum einzigen Maßstab der 

2  PIIGS ist eine während der Eurokrise 2010 für die fünf Euro-Staa-
ten Portugal, Italien, Irland, Griechenland und Spanien entstandene 
Abkürzung (Anm.d.Übers.).
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Demokratie und des Grads der Europäisierung. Dieje-
nigen aber, die sich tatsächlich in einer demokratischen 
Front bewegen, denken viel eher, dass dieses Maß infam 
ist, weil die Schulden, die heute den Bevölkerungen an-
gelastet werden, von denen gemacht worden sind, die 
all diese Jahre regiert haben. Diese Schulden haben die 
herrschenden Klassen gemästet, nicht nur durch Kor-
ruption, Steuerhinterziehung oder -privilegien, wahn-
sinnige Rüstungsausgaben, Industriepolitiken, von de-
nen nicht die Arbeit profitierte, sondern indem diese der 
finanziellen Rendite unterworfen wurde und indem den 
Lebensweisen Prekarität und bedrückende Ungewiss-
heit auferlegt wurden. Jeder Mann, jede Frau, jede_r Ar-
beiter_in musste sich der Schulden und Finanzabgaben 
schuldig bekennen, für die sie nicht verantwortlich wa-
ren. Es ist Zeit, es laut auszusprechen: Es waren nicht die 
Bürger_innen, sondern die Herrschenden, die Männer 
des neoliberalen Projekts, die Politiker_innen der „Mit-
te“ und die zunehmend extremistischen und ausschlie-
ßenden „Großen Koalitionen“, die Schulden schufen, de-
rer sie sich dann bemächtigten und deren ungeschuldete 
Rückzahlung sie nun verlangen. Vor dem Hintergrund 
dieser knechtenden Bedingungen für die Bevölkerungen 
(nicht nur von Süd-, sondern auch von Mittel- und ins-
besondere von Osteuropa) fordert die neue Linke mittels 
Syriza eine Befreiung: eine europäische Konferenz zum 
Thema Schulden, das heißt einen konstituierenden Ort 
für ein neues System der Solidarität, für neue Kriteri-
en der steuerlichen Messung und Zusammenarbeit sowie 
der Arbeitspolitik. Podemos kann für dieses Projekt eine 
enorme Unterstützung bedeuten.

Wir alle wissen, dass sich hinter diesen Fragen ein 
Projekt der tiefgreifenden Transformation der gesell-
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schaftlichen Verhältnisse verbirgt. Wieder kommt aus 
Europa und in Europa ein Projekt der Freiheit, Gleich-
heit, Solidarität zur Welt. Es ist ein Projekt, das wir an-
tifaschistisch nennen können, weil es die Leidenschaft 
und die Stärke der Widerstandskämpfe wieder einfor-
dert. Die Allianz zwischen Podemos und Syriza – der 
Anstoß für eine Allianz, in der alle neuen europäischen 
Linken zusammentreffen – kann Grundlage für das Mo-
dell einer demokratischen Union werden, das auf einer 
Solidarität jenseits des Marktes und gegen ihn aufbaut. 
Auf dieser Basis kann Finanzpolitik nichts anders be-
deuten als die Kürzung oder Abschaffung der bisher 
angehäuften Schulden und in der Zukunft die Schaf-
fung und Homogenisierung von progressiven Besteu-
erungskriterien in der gesamten Euro-Zone. Die zen-
tralen Themen des Wohlfahrtsstaats, jene der Bildung, 
der Gesundheitsversorgung, der Renten und der Woh-
nungspolitik, aber auch die Hausarbeit und die Sorge-
arbeit müssen in einheitlicher Weise auf europäischer 
Ebene entwickelt werden, begleitet von der großen In-
novation eines ausreichenden, allgemeinen und homo-
genen Grundeinkommens. Das alles eröffnet einen kon-
stituierenden Kampf, durch den die neuen Rechte der 
Solidarität anerkannt werden, in dem das Gemeinsame, 
das Kommune, die commons ein zentrales Element der 
wirtschaftlichen und sozialen Organisation werden.

Um diese Ziele zu erreichen, muss jedoch das Terrain 
des Kampfes benannt werden, und dies kann nur der ge-
samte europäische Raum sein. Damit kommen wir zu ei-
nem zentralen Thema, an das sich viele Missverständnisse 
anschließen: das der Abtretung von Souveränität. Solche 
Transfers der Souveränität sind schon geschehen, und 
zwar immer im Sinne der neobismarckianischen Mächte 
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des Finanzkapitalismus. Die nationalistischen Rechten 
wiederum formieren sich in ihren demagogischen An-
griffen auf diese Souveränitätstransfers und breiten sich 
auf gefährliche Weise in Europa aus. Allerdings ist es 
seltsam zu sehen, wie diese Positionen manchmal auch 
unter den Anhänger_innen von Syriza, Podemos und 
anderen Kräften des gerade entstehenden „neuen Euro-
pas“ aufblitzen (oder positiv beurteilt werden). Wir müs-
sen in diesem Punkt eindeutig sein: Die einzelnen Län-
der, die der EU beigetreten sind, und umso mehr jene, 
die dem Euro beigetreten sind, besitzen nicht mehr die 
volle Souveränität. Und das ist gut so. Im Hinterhof 
der nationalen Souveränität haben sich alle Tragödien 
der Moderne entwickelt. Und wenn wir weiterhin über 
Souveränität im klassisch-modernen Sinne reden wol-
len, das heißt über eine Macht „in letzter Instanz“, muss 
es klar sein, dass diese Macht zunehmend mit Frankfurt 
am Main identifiziert wird, oder um genauer zu sein, mit 
dem Turm der Europäischen Zentralbank. Wir befinden 
uns in der Situation einer gefährlichen Verdoppelung: 
Wir brauchen Frankfurt, wir brauchen eine europäische 
Währung, wenn wir nicht Beute der globalen Finanz-
mächte, der US-Politik und der anderen kontinenta-
len Kolosse werden wollen, die sich gerade gegen Eu-
ropa profilieren. Aber auf der anderen Seite müssen wir 
Frankfurt für die Demokratie wiedergewinnen und die 
Ansprüche der Bevölkerungen durchsetzen. Und Frank-
furt muss von Europa gestürmt werden ‒ zuerst von den 
Bewegungen und dann, nach und nach, von der Mehr-
heit der europäischen Demokratien und von einem Eu-
ropäischen Parlament, das in eine konstituierende Ver-
sammlung verwandelt wird. Mit der Globalisierung hat 
sich überall zentral das  monetäre Regime von kontinen-
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talen Zonen durchgesetzt, mit Europa als einer dieser 
kontinentalen Zonen. Kein politisch wichtigerer Kampf 
lässt sich vorstellen als jener, der zur demokratischen 
Kontrolle über die Regierung der europäischen Wäh-
rung führt. Das ist der Kampf, der heute dem Sturm auf 
die Bastille entspricht.

Andererseits ist es offensichtlich: Nur, wenn man die 
Frage nach der Kontrolle über die monetäre und politi-
sche Spitze Europas stellt und damit auf der Auflösung 
der alten monokratischen Souveränitäten besteht, kann 
das Problem des Föderalismus auf produktive Weise an-
gegangen werden – ein weiterer, bedeutender Schritt 
zum Aufbau eines neuen Europas. Es geht um einen Fö-
deralismus, der nicht nur die europäischen Nationen in 
einem konstituierenden Dialog zusammenbringen will, 
sondern auch und vor allem eine Verkettung aller Na-
tionen, Bevölkerungen und Sprachen, die sich kulturell 
und politisch autonom fühlen, in einem einheitlichen, 
also föderalen Rahmen. Nicht nur die PIIGS-Staaten 
wollen das, auch Schottland, Katalonien, das Basken-
land und alle anderen Regionen, die Autonomie und die 
tatsächliche Macht fordern, ihre politische und sozia-
le Verfassung entscheiden zu können. Der Föderalismus 
wird beim Aufbau Europas eine Schlüsselrolle einneh-
men. Die Frage der Souveränität kann nur in Form der 
Pluralität gestellt und beantwortet werden, in Überein-
stimmung mit den Dynamiken, die einen echten Föde-
ralismus für die kommenden Jahre artikulieren.

So lässt sich aufs Neue verstehen, wie nur die Lin-
ke, jene neue Linke, die von der demokratischen Radi-
kalität der entstehenden und kämpfenden Bewegungen 
ausgeht und sich auf den Linien der Emanzipation or-
ganisiert (Syriza und Podemos), die Europäische Union 
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bestärken kann ‒ nicht als Herrschaftsinstrument, son-
dern als demokratisches Ziel. Linke ‒ Europa ‒ demo-
kratische Radikalität: Dieses Dispositiv hat für die Inte-
ressen der Arbeiter_innenklassen und die Emanzipation 
der Bürger_innen aus der Armut zunehmend an Bedeu-
tung gewonnen. Es gibt eine lange und schmutzige Tra-
dition von Souveränitätslinken, der in gleichem Maße 
ein Ende gesetzt werden muss wie die populistischen 
Erfahrungen zurückgeschlagen werden müssen, die sich 
nationaler Gefühle bemächtigen und diese in faschisti-
sche (nationalistische, identitäre, isolationistische) Trie-
be verwandeln. Nur eine europäische Linke kann ‒ von 
Grund auf verändert durch die demokratische Radikali-
tät der entstehenden Bewegungen gegen die Sparpolitik 
‒ ein demokratisches Europa aufbauen.

Hier zeigt sich ein weiteres Problem, das wir die „at-
lantische Frage“ nennen wollen. Es ist ein Problem, 
dem häufig ausgewichen wird, eines, das aus der Debat-
te ausgeschlossen wird, als wäre es selbstverständlich, 
dass der Prozess der europäischen Einigung unter dem 
wachsamen Schutz der Vereinigten Staaten entwickelt 
werden müsste. Europa wurde im antifaschistischen 
Widerstand gefördert, um die Kriege aufzuarbeiten, die 
es bis zur Mitte des vergangenen Jahrhunderts zerrissen 
haben, die seine Bevölkerungen von Mal zu Mal ver-
armt und gedemütigt zurückließen. Gegen diese Bedin-
gung bildeten sich im Europa der Nachkriegszeit und 
in der spanischen Transition die ersten Fermente eines 
europäischen Diskurses, im Wissen darum, dass Frie-
den die Möglichkeit zur Demokratie bedeutet, während 
Krieg immer Faschismus und Militarismus bedeutet hat. 
Nach dem Fall der Berliner Mauer hat die europäische 
Einheit auch die Funktion als letzte Front gegen den 
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 Sowjetismus und den russischen Expansionismus ver-
loren. So wurde das Ziel der Europäischen Union neu 
zentriert und organisiert ‒ in einem Rahmenwerk der 
Kultur, eigener rechtlicher Strukturen und der Autono-
mie auf globaler Ebene.

Nun aber ist Europa von Kriegen umgeben. Der ge-
samte Mittelmeerraum, der nicht nur in den Süden inte-
griert ist, sondern aufgrund von Migrationsbewegungen 
und grundlegenden energiepolitischen und handelsbe-
dingten Verbindungen zutiefst auch ins gesamte Europa, 
wird von einer einzigen Linie aus Krieg, Faschismen und 
Diktaturen durchzogen. Es ist eine Linie, die sich in den 
Nahen Osten erstreckt und Europa auf gefährliche Wei-
se bewaffneten Bewegungen aussetzt, die eine globale 
Bedeutung haben und global gelenkt werden. Darüber 
hinaus entwickelt sich an der östlichen Grenze Europas 
zwischen russophonen Bevölkerungen ein unsinniger 
Krieg, in dem Verantwortlichkeiten auf Fragen globaler 
Steuerung rückübertragen werden, die den Interessen 
der europäischen Bevölkerungen zuwider laufen. Aus 
dieser Perspektive wird die Souveränität Europas ‒ nicht 
mehr die imaginäre Souveränität der einzelnen Länder, 
sondern jene bereits reale, die sich gerade entwickelt ‒ 
auf die NATO projiziert und von dieser usurpiert. Dies 
ist die eigentliche Abtretung von Souveränität, die den 
europäischen Nationen zuteil wird. Wenn Alexis Tsipras 
in symbolischer Weise die Notwendigkeit betont, dieses 
Problem anzugehen, berührt das eine wesentliche Sehne 
der europäischen Ordnung. Er weist damit auf ein Pro-
blem hin, auf das wir alle antworten müssen, ohne Illu-
sion, dass es sofort gelöst werden könnte, aber dennoch 
auch ohne seine Existenz und seine zentrale Wirkung 
zu leugnen. Wir sprechen hier über das Verhältnis der 



56

 Union zu Krieg und Frieden, nicht nur im Inneren Eu-
ropas, sondern auch an seinen Grenzen. Darüber hinaus 
ist es klar, dass die „atlantische Frage“ nicht ein Problem 
ist, das nur Krieg und Frieden betrifft: Es ist eine Frage, 
die ausgehend von Krieg und Frieden bis zum Kontroll-
system und zum Kommando über die Produktions- und 
Finanzstrukturen von Europa selbst reicht.

Um nicht heuchlerisch zu sein, um Klarheit wal-
ten zu lassen, um die Prozesse des Aufbaus einer po-
litischen Kraft der europäischen Linken weiter zu be-
schleunigen, möchten wir einige Probleme ansprechen: 
Was kann Podemos zur Migrations- und Flüchtlingspo-
litik sagen oder tun? Und was, wenn wir unsere Frage 
zur NATO wiederholen und zuspitzen, zu den regiona-
len Konflikten, die innerhalb der Grenzen der Union 
im Gange sind? Wenn diese Fragen in der Zeit vor den 
Wahlen als „Verlierer-Fragen“ verstanden werden, soll-
ten wir dann versuchen, sie zu vermeiden und/oder da-
rauf mit rhetorischen Übungen zu reagieren, um uns 
über den Moment zu retten? Nein, auf keinen Fall. In 
diesem Zusammenhang ist es sehr schwierig, nach dem 
Motto „Zuerst übernehmen wir die Macht, dann disku-
tieren wir das Programm“ vorzugehen. Fragen zu Krieg 
und Frieden sind nicht als zweitrangig zu betrachten. 
Zu diesen Themen Stellung zu beziehen bedeutet, ein-
deutig klarzustellen, welche grundlegende Position die 
Führungsgruppe von Podemos nicht nur zur Frage von 
Frieden und Krieg einnimmt, sondern auch zu den Re-
formen und zum konstituierenden Projekt, das ganz 
Europa betrifft. Der Mut und die Ernsthaftigkeit, wie 
Alexis Tsipras den gesamten thematischen Kontext ge-
setzt hat, der heute für den Aufbau eines Europas jen-
seits der Troika wichtig ist, ist der gleiche, der es uns 
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ermöglicht, auch ein Dispositiv „jenseits der NATO“ 
zu setzen. Die Bewegungen und die Regierungen einer 
neuen Linken wissen, dass sie diese Probleme als zent-
ral verstehen müssen. Ohne Zweideutigkeit und im Be-
wusstsein, dass die globale Konjunktur selbst heute zu 
ihrer Lösung beitragen kann. Ein demokratisches Eu-
ropa ist im Ensemble der neuen globalen Realität in der 
Tat das, was die Bürger_innen der Welt erwarten, weil 
Europa eine Realität zuerkannt wird, die eine lange de-
mokratische Tradition erneuern kann, in jenem Licht, 
das Syriza und Podemos entfacht haben, als Hoffnung 
auf Reform und Überwindung des Kapitalismus.

Die europäischen Bewegungen wollen in die konti-
nentale politische Initiative eingebunden sein, die die 
Achse Podemos‒Syriza auf europäischer Ebene zu schaf-
fen vermag und im Schaffen begriffen ist. Diese Achse 
ist vor allem Anziehungspunkt für die neuen Linken 
und die neue demokratische Radikalität, die sich im Sü-
den der Union formiert. Sowohl der Rhythmus als auch 
das Ausmaß der Artikulation dieses Prozesses werden 
vom aktuellen Fortgang der Syriza-Regierung und von 
den kommenden Wahlerfolgen von Podemos abhängen. 
Zusammen können wir [podemos] einen konstituieren-
den Bruch auf europäischer Ebene organisieren.
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3  EINE NEUE ERFAHRUNG DER  
ÖKONOMISCHEN REGIERUNG

 
In der internationalen Presse, die sich mit dem The-
ma Syriza befasst, wird oft eine gewisse Verärgerung 
zum Ausdruck gebracht: Die Griechen würden bei den 
Brüssler Verhandlungen unverfroren und der diploma-
tischen Etikette unangemessen auftreten. Wie seltsam 
wirkt diese Einschätzung, wenn wir die Klarheit des 
Verhaltens von Yanis Varoufakis mit der Gräulichkeit 
von jenem Wolfgang Schäubles vergleichen! Wie in ei-
ner Szene aus dem Geizigen von Molière steht ein mut-
maßlicher Verschwender riesiger Vermögen neben ei-
nem Bürger, der das gesparte Geld verteidigt. Jenseits 
dieser Rahmung lesen wir – immer noch mit Molière 
– das Stück aus einer anderen Perspektive: auf der ei-
nen Seite Varoufakis, freier Vertreter einer Multitude 
von Arbeiter_innen, der für sie die Möglichkeit fordert, 
Wert zu erzeugen und Wohlstand zu schaffen, auf der 
anderen Seite Schäuble als verruchter Finanzwächter der 
Reichen; Varoufakis als Abbild der Arbeit, Schäuble als 
Agent der Extraktion des Werts dieser Mühe und dieser 
Vorstellungskraft.

Für lange Zeit war die Lohnvariable in Europa der 
Stachel der kapitalistischen Entwicklung. Der Staat, die 
Staaten bezahlten diese Stimulierung der Entwicklung, 
und so wurde der sogenannte Wohlfahrtsstaat geboren; 
und zum ersten Mal in der Geschichte erwies sich auch 
für die arbeitenden Klassen ein gewisser Wohlstand als 
möglich. Sie waren aus der Minderheit herausgetreten, 
präsentierten sich auf der politischen Bühne und über-
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setzten die Frage der Löhne und der Wohlfahrt in ein 
Kräfteverhältnis, das für sie günstig war. Also verschul-
deten sich die Staaten, um den sozialen Frieden zu be-
wahren. Jetzt, in der Krise, fordert die europäische Kas-
te der Arbeitgeber_innen und die politische Kaste von 
den Arbeitnehmer_innen eine Vergütung dieser Kosten 
und nennt diese Vergütung Schulden. Und so zeigt sich 
Herrschaft in der Figur der Schulden. In der Krise wie-
derholen sich die Ursprünge des Kapitalismus. Der Ur-
sprung besteht in der ungezügelten Akkumulation und 
im Monopol über die soziale Verteilung des Reichtums 
und des Geldes. So entstehen Gesellschaft und Macht 
der Bourgeoisie, die ihre Interessen zur allgemeinen 
Verfassung werden lässt und ihre eigene Identität auf der 
Ausbeutung aller sozialen Arbeit gründet. Das Problem 
sind also nicht die Schulden, sondern wie sie entstanden 
sind; nicht ihre Quantität, sondern ihre Qualität, die 
Weise, wie sie das Leben aller bestimmen.

Mit dem Wandel der Kräfteverhältnisse sind die 
Schulden zu einer Strafe geworden, nicht für diejenigen, 
die sie etabliert haben (die Arbeitgeber_innen in ihrem 
Streben, den sozialen Frieden zu erhalten), sondern für 
die Arbeiter_innen, die bereitwillig auf diesen Frieden 
verzichtet hätten, weil er ihre Unterordnung erneuert. 
Dieses Verhältnis der Unterordnung gilt es zu brechen. 
Wir denken, dass Podemos die Fähigkeit besitzt, diesen 
Skandal in Spanien und Europa zu beenden. Warum? 
Weil Spanien die viertgrößte Volkswirtschaft in Europa 
ist, weil seine demografische und wirtschaftliche Stärke 
es vor Erpressung und Ausgrenzungsmanövern schützt, 
weil eine demokratische Initiative aus Spanien – eine 
Revision der Staatsverschuldung, Entschädigungen und 
ein Impuls für das Wachstum in Form von Krediten und 
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Strukturförderung – von der gepuderten Diplomatie in 
Brüssel nicht mit Arroganz behandelt werden, sondern 
sich mit dem Interesse und dem konstituierenden, poli-
tischen Erwachen der anderen demokratischen Kräfte in 
Europa verbinden wird.

Allerdings kann eine wirtschaftliche Erneuerungs-
politik nur davon ausgehen, die steuerliche Ungerech-
tigkeit zu beseitigen. Dies erfordert, Kriterien für eine 
stark progressive Besteuerung einzuführen, eine klare 
Kontrolle der Bankaktivitäten, eine Finanztransaktions-
steuer – und das alles verbunden mit einer Politik, die 
Steueroasen und Finanzrenditen zerschlägt. Unser Auf-
ruf ist ein entschlossener Aufruf zum steuerlichen Inter-
ventionismus. Wir sind uns bewusst, in welchem Aus-
maß Interventionismus nach hinten losgehen und uns 
zurück zu den schlimmsten Versionen des Jakobinismus 
führen kann, wenn sich ein sakrosankter Sinn für Ge-
rechtigkeit mit einem dazugehörigen Ausmaß an plebeji-
schem Sektierertum trifft. Aber in Bezug auf die Steuer-
frage ist Interventionismus erforderlich. In diesem Fall 
handelt es sich – ganz jenseits seiner Exzesse – um eine 
ausgewogene Vorstellung jenes Gefühls von Gleichheit, 
das die Demokratie hervorruft, um einen wesentlichen 
Aspekt eines erneuerten konstituierenden Willens. Auf 
diesem Feld ist es völlig legitim, auf die starke morali-
sche Überzeugungskraft zurückzukommen – nach Jef-
ferson die Seele des demokratischen Denkens –, wie 
sie häufig und wirksam in den Bewegungen der Mul-
tituden ausgeübt wurde. Mit dieser Erfahrung der Ge-
rechtigkeit, mit diesem Gefühl von Gleichheit eine neue 
konstituierende Erfahrung für die Europäische Union 
ins Spiel zu bringen, das ist der wahre Gegenstand der 
Kritik der politischen Ökonomie unseres Jahrhunderts. 
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Wer zahlt Steuern, in welchem Ausmaß und zu welchem 
Zweck? Das ist die Frage, deren Wiedereinführung die 
Kastenordnung für vulgär erklärt, die aber Ausgangs-
punkt aller konstituierender Erfahrungen der Moder-
ne ist. Und wenn wir heute darüber hinaus sind, wenn 
wir bereits in der Postmoderne sind, reicht es nicht aus, 
über die soziale Verteilung der Gewinne zu debattie-
ren, vielmehr müssen wir einen ökonomischen Diskurs 
entwickeln, der, ausgehend von der Reproduktion des 
Lebens und des Reichtums, die Themen der sozialen 
Produktion aufgreift. Gerade auf dem Terrain der Pro-
duktion wird der demokratische Kampf abgesteckt und 
gewonnen.

Keynesianismus also, oder Postkeynesianismus? Wel-
chen ökonomischen und unternehmerischen Rahmen 
können wir beanspruchen, wenn wir die reaktionäre Na-
tur des Ordoliberalismus und damit auch der Verfassung 
der Europäischen Zentralbank unter der Befehlsgewalt 
der Deutschen Bundesbank erkannt haben? Und wer 
soll Hauptakteur_in dieser wirtschaftlichen Erneuerung 
sein, die zugleich eine demokratische Erneuerung sein 
muss? Das Problem ist schwierig, und es ist schwierig, 
weil es neu ist. Alt ist dagegen die heilige Geschichte 
der harten Arbeit und der Sparsamkeit der Bundesrepu-
blik Deutschland. Alt sind das ordoliberale Credo der 
„sozialen Marktwirtschaft“ mit seinem Propheten Er-
hard und die Währungsreform von 1948 als sein erstes 
Wunder. Sobald seine antikommunistische Funktion, 
wie sie von den anglo-amerikanischen Besatzer_innen 
betrieben und organisiert wurde, erledigt war, wurde 
das ordoliberale Evangelium paradoxerweise zum In-
strument der Zerstörung der Verteidigungslinien gegen 
einen deutschen Neobismarckianismus, der sich als eine 
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Bedrohung von Frieden und Demokratie erneut auf dem 
Kontinent erhebt.

Wenn wir sagen, dass wir uns in der Postmoderne be-
finden, beginnen wir mit der Frage nach dem zentralen 
ökonomischen Subjekt, das imstande ist, die Reform zu 
deuten und dorthin zu führen, wohin es der Akt des 
Produzierens (in der Form einer Produktion, die sozial 
ist) erfordert. Wenn wir dies allerdings heute auf Spani-
en beziehen, können wir nicht anders als auf das „Volk“ 
der 15M-Bewegung zu verweisen. Prekariat, kognitive 
Arbeitskraft, Arbeiter_innen in der Industrie und im 
Dienstleistungssektor, Lehrer_innen und Student_in-
nen, Arbeiter_innen im Sorge- und Gesundheitswe-
sen, Arbeitslose, die sporadisch oder informell arbei-
ten, Frauen und Männer: Es ist ein „Volk“, das durch 
das globale Kapital ausgebeutet wird, eine soziale Mul-
titude, aus der Mehrwert extrahiert wird. Das Finanz-
kapital extrahiert Wert aus der Gesellschaft in ihrer To-
talität, an allen ihren Zeiten und Orten. Dagegen muss 
das Subjekt, das innerhalb dieser Bedingungen handelt 
(wenn es sich aus der Sparpolitik und vielleicht auch aus 
dem Elend befreien will, wenn es den Mechanismen der 
Ausbeutung entkommen will), sich der Gewalt und des 
Umfangs der kapitalistischen Herrschaft bewusst wer-
den, sowie der Art und Weise, wie diese ausgeübt wird. 
Was wir bekämpfen (und es stellen sich hier sicherlich 
keine ideologischen Fragen), ist nicht nur der Egoismus 
und die Gier nach Geld und Macht, und genausowenig 
nur der moralische Individualismus, der aus ihnen her-
vorgeht: Wenn wir den Diskurs des demokratischen Ra-
dikalismus nicht mitten in die ökonomische Produktion 
und das alltägliche Leben bringen, riskieren wir die all-
umfängliche Schwächung unseres Handelns. Es ist also 
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unsere Aufgabe, uns zu bewegen, um im Gemeinsamen, 
im Kommunen, in den commons Formen der Umvertei-
lung des Reichtums zu schaffen und ein Befreiungswerk 
der produktiven sozialen Arbeit zu entwickeln.

Die Sozialpolitik ist das primäre Feld in diesem 
Kampf. Schlüsselelement der neuen Wohlfahrt ist ein 
garantiertes Grundeinkommen, das ausreicht, unser ei-
genes Leben zu leben, unsere eigene freie und gleiche 
Bürger_innenschaft auszuüben, fern von Erpressung 
und Privilegien, fern von Konzernen und der Korrup-
tion von Mafias aller Art. Das Grundeinkommen wird 
damit zum wichtigsten Element eines jeden ökonomi-
schen Programms. Auf der Basis eines abgesicherten 
und ausreichenden Grundeinkommens für alle, können 
Politiken der kooperativen unternehmerischen Leitung 
entwickelt werden und sich neue „menschliche Dienst-
leistungen für den Menschen“ eröffnen. Krankenhäuser, 
Schulen, Wohnungen, Ökologisierung der Produktion, 
des Transports und der Städte, Produktionen auf Basis 
von freier Software und Hardware (die ecuadorianischen 
und spanischen Genoss_innen haben sie FLOK-Ge-
sellschaft – Free/Libre Open Knowledge Society – ge-
nannt), etwas grundsätzlich anderes also als der Neo-
Extraktivismus in seiner spanischen Fassung, der auf 
der ökologischen und sozialen Verwüstung der Territo-
rien durch Ausbeutungsökonomien und zügellose Pre-
karität basiert. Zudem kommen – um weitere Aspekte 
von herausragender Bedeutung zu nennen – sofortige 
Maßnahmen, die Armen aus dem Elend zu reißen; so-
wie eine große Politik, die dazu führt, dass die Frauen 
sich endlich als Bürgerinnen inter pares fühlen, die allen 
Frauen dabei hilft, sich nicht nur innerhalb des Patriar-
chats und der Familie zu befreien, sondern sie zugleich 
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in den Wechselfällen ihrer Befreiung unterstützt; Maß-
nahmen, die den migrantischen Mitbürger_innen volle 
Staatsbürger_innenschaft gewährleisten, die ihnen vor 
allem deshalb zusteht, weil sie es – wie alle wissen – ge-
wesen sind, die in den vergangenen zwanzig Jahren in 
Spanien die menschliche Grundlage für das Wachstum 
im Immobilien- und Dienstleistungssektor und vor al-
lem für die Aufrechterhaltung des öffentlichen Pensions-
systems gebildet haben.

Es sind diese Formen produktiver Tätigkeiten, die 
den Aufbau des Gemeinsamen, des Kommunen, der 
commons ausmachen. Wir brauchen „Metropolräume 
der Arbeit“, die Kampfwerkzeuge und Figuren für die 
Organisation des gemeinsamen Lebens zur Verfügung 
stellen. Und dies gilt nicht nur für das Grundeinkom-
men, sondern auch für die Arbeitslöhne: Die Initiative 
der Gewerkschaft muss sich mit dem Sozialen auseinan-
dersetzen; die schon in den mareas, vor allem aber von 
der PAH (Plattform für die von Hypotheken Betroffe-
nen 1) erprobten Formen des Kampfes müssen adaptiert 
und erweitert werden. Es ist ein großes Ziel, in einem 
starken und partizipatorischen Projekt die mutualisti-
sche und genossenschaftliche Initiative mit der gewerk-
schaftlichen Initiative zum Aufbau des Gemeinsamen zu 
verbinden. Und in diesem Zusammenhang dürfen wir 
nicht vergessen, dass die PAH mehr ist als ein Referenz-
modell, sie ist eine Kriegsmaschine, die Tausenden von 
Menschen wieder Leben und Hoffnung gegeben hat. 
Die Ökonom_innen von Podemos sprechen über eine 
vom Keynesianismus inspirierte Aktion, die die Produk-
tionsmaschine des Landes wieder in Gang setzt. Der 

1  http://afectadosporlahipoteca.com/
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keynesianische Anspruch ist zweifellos notwendig, um 
die ordoliberalen sozialen und ökonomischen Kontroll-
maßnahmen direkt anzugreifen. Es ist heute zwar keine 
leichte Aufgabe, den Keynesianismus nach seiner poli-
tischen Niederlage, nach Thatcher, Blair und Schröder 
neu zu erfinden. Er kann allerdings ein geeignetes Ter-
rain für die Wiederaufnahme von unternehmerischen 
Initiativen werden, für die Einführung einer wirksamen 
Umverteilungspolitik, wenn er ein neues Feld von sozia-
len Manövern und politischen Entscheidungen eröffnet, 
die direkte Auswirkungen auf die Beziehung zwischen 
dem Finanzkapital und dem produktiven, sozialen Sub-
jekt haben. Das „Volk“ der 15M-Bewegung kann hier 
eine Hauptrolle übernehmen. Der Einwand dagegen: Es 
ist eine unorganisierte Menge, eine Ansammlung von zu 
unterschiedlichen Kräften. Das ist es zwar, aber es kann 
zu etwas ganz anderem werden. Auf diesem Grat hilft 
die Wiederaufnahme eines Diskurses und einer Praxis 
des (neuen) Klassenkampfes. Nach der Erfahrung der 
15M-Bewegung entsteht die Möglichkeit eines Über-
gangs von der Verteidigung und Erhaltung des Wohl-
fahrtsstaates (welfare) zum europäischen Aufbau einer 
mächtigen commonfare.

Bei seinem Amtsantritt im Jahr 1933 wollte Roose-
velt einen New Deal entwickeln, der die Arbeiter_innen-
klasse für die industrielle Entwicklung zurückerobern 
sollte, und er wollte vor allem eine neue Gewerkschaft, 
eine Gewerkschaft des (männlich und überwiegend wei-
ßen) Massenarbeiters schaffen. Das tat er auch, mit dem 
Ziel, seine politischen Reformen umzusetzen: Er för-
derte die Vergewerkschaftung neuer, tayloristischer Fi-
guren der Arbeit im großen fordistischen Unternehmen 
– und so entstand auch der CIO (Congress of Industrial  
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 Organizations), Gegenspieler der Kapitalist_innen auf 
dem Terrain der Arbeit; seiner Hegemonie wurden die 
alten Gewerkschaften der gewerblichen Arbeit unter-
worfen, oft korrupte Körperschaften, die unfähig wa-
ren, die Universalität der gesamten ausgebeuteten Klasse 
herzustellen.

Heute geht es darum, unter neuen Bedingungen 
in der gleichen Weise zu handeln: eine Koalition der 
Arbeiter_innen in sozialen und digitalen Netzwer-
ken aufzubauen, die der neuen Zusammensetzung der 
Arbeiter_innenklassen entspricht, den Mutualismus 
und die kooperativen Institutionen zu vereinigen und 
vor allem eine starke Vergewerkschaftung des Sozi-
alen zu schaffen. Das Grundeinkommen ist ein wich-
tiges Mittel gegen soziale Ausgrenzung, aber es reicht 
nicht aus, den Erfolg des Projekts entscheidend zu be-
stimmen. Die Revision der Staatsverschuldung, die 
Besteuerung von großen Vermögen und Finanztrans-
aktionen sind ebenso wesentliche Elemente. Entschei-
dend ist jedoch ein Subjekt, das ökonomische und 
zivile Interessen vereint, das die Unterschiede der Mul-
titude integriert, das also eine kohärente und kontinu-
ierliche politische Aktion, eine Agitation schafft, die 
von unten her die konstituierende Reform eröffnet. 
Auf der Suche nach diesen neuen Figuren der ökonomi-
schen Demokratie – und vielleicht auch in ihrer konkre-
ten Gestaltung durch das Regieren des Landes – kann 
die sozial-unternehmerische Initiative der Multitude in 
Gang gesetzt werden. Wir müssen den politischen und 
finanziellen Kasten das ungerechtfertigte ideologische 
und institutionelle Monopol entreißen, das es ihnen al-
lein ermöglicht, Unternehmen zu betreiben. Wenn man 
sie umsichtig umsetzt, entstehen ökonomische Kritik 
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und Reformprogramme aus dem Verhältnis von Regie-
rung und Multituden. Sie existieren nicht vor dem po-
litischen Handeln von unten. Wenn die popularen Ini-
tiativen aber die Regierung ausmachen, kann auch die 
ökonomische Regierung erneuert werden. Wir brau-
chen eine neue Wissenschaft der ökonomischen Regie-
rung der postmodernen Gesellschaft. Viele erwarten von 
Podemos die Einführung in dieses Wissen, das jenseits 
übergeordneter Regierungstaktik aus der Strategie der 
Multituden und aus dem Vorschlag einer echten Demo-
kratie in Europa besteht.
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4  FÜR EINE KONSTITUIERENDE INITIATIVE 
IN EUROPA

Das konstitutionelle demokratische System Nachkriegs-
europas war in allen Ländern nach einem Modell des 
wiederkehrenden Regierungswechsels zwischen „rechts“ 
und „links“ organisiert, im Rahmen einer kapitalisti-
schen Ordnung, die sich weiterentwickelte und Refor-
men unterworfen war, aber zugleich grundsätzlich außer 
Diskussion stand. Es herrschten die Bedingungen von 
Jalta. Dieses Modell ist in der Krise. In vielen europä-
ischen Ländern stehen tatsächlich bereits dritte Kräfte 
zur Wahl, die dieses duale Schema erschüttern. In die-
ser Hinsicht sollten wir uns fragen, ob der Aufbau ei-
ner neuen konstitutionellen Struktur der Europäischen 
Union nicht genau von der Krisenprognose des Nach-
kriegsverfassungsmodells her begonnen hat, jedenfalls 
aber ausgehend von der Wahrnehmung einer sich of-
fenbarenden Maßlosigkeit des klassisch demokratischen 
Modells. Diese Struktur schien vor allem die Aufrecht-
erhaltung eines kapitalistischen Entwicklungsmodells 
angesichts seiner niedergehenden nationalstaatlichen 
Formen zu garantieren. Andererseits waren „links“ 
und „rechts“ schon in die „Mitte“ gerutscht, indem sie 
künstliche Repräsentations- und Regierungsweisen auf 
ein Gleichgewicht ausrichteten, das anhaltende Stabili-
tät sicherstellen sollte, und indem sie jede Dialektik von 
Reform oder Transformation eliminierten.

Das war der Stand – doch die Situation ändert sich 
rasch. Die griechische Krise beginnt zu zeigen, dass die-
se Homogenität der (aus „rechts“ und „links“ zusam-
mengesetzten) Befehlsgewalt eine Funktion in einem 
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konservativen und nicht selten offensichtlich reaktio-
nären Sinn darstellt. Auf der einen Seite verstehen die 
Rechten Europa als ihre Beute. Die Art, wie sie bis jetzt 
als Mehrheit in Europa handeln, zeigt, dass sie ein Eu-
ropa wollen, das ihr exklusives Produkt ist – eine wahr-
liche Verdinglichung. Auf der anderen Seite sehen wir 
die sozialdemokratischen Regierungen in einem zent-
ristischen Block gefangen, der ihnen erlaubt, ihre Par-
tikularinteressen zu vertreten, ohne jede Hoffnung auf 
Erneuerung. Das schmerzhafte Harakiri von Zapatero 
im Mai 2010 oder die Selbstzerstörung der griechischen 
PASOK geben Zeugnis davon. 

In ihrer historischen Ausgestaltung und heutigen Er-
scheinungsform muss sich die Europäische Union den 
Erpressungen einer Regierung der politischen „Mitte“ 
beugen, die zu extremistischen und verheerenden Ak-
tionen zur Verteidigung des kapitalistischen Gleichge-
wichts fähig ist; vielleicht ist ihre Bestimmung sogar, 
ganz in Scherben aufzugehen. Je mehr die europäischen 
Multituden verstehen, dass in einer globalisierten Welt 
nur eine kontinentale Organisation die Erfüllung der 
Grundbedürfnisse der Bevölkerungen ermöglicht, des-
to weniger sind die europäischen politischen Klassen an 
einer politischen Union interessiert, die nicht unmittel-
bar und ausschließlich in ihrem eigenen Interesse kon-
struiert ist.

Wir müssen diesen Niedergang umkehren und im 
Aufbau des europäischen Projekts die Demokratie wie-
der ins Spiel bringen. Dies ist für Griechenland not-
wendig, um zu überleben, für die spanischen demokra-
tischen Kräfte, um sich zu behaupten und zu gewinnen, 
für alle Europäer_innen, um sich zu Europa zu beken-
nen und aus der Krise und der Sparpolitik auszubrechen, 
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die heute nicht nur das Überleben schwierig machen, 
sondern auch jede Freiheit verhindern. Dieses Bedürf-
nis muss sich in eine politische Entscheidungskraft ver-
wandeln, weil, sobald das Begehren für Europa bei den 
Multituden mehrheitlich wird, die Kapitalist_innen und 
ihre Regierungen alles tun werden, um Europa zu zer-
stören. Sie können auf beiden Spielfeldern agieren, je-
nem des bestehenden Europas und jenem der alten ag-
gressiven Nationalismen. Wir aber nicht.

Zugunsten Europas zu sprechen, an der Gründung 
einer konstitutierenden Macht zu arbeiten, die ihm ei-
nen sozialen Charakter und eine demokratische Eignung 
in einer föderalistischen Perspektive gibt, bedeutet heute 
schmerzlicherweise, gegen einen Großteil der Linken in 
Europa zu polemisieren. Es ist klar, dass sie ihr Erstge-
burtsrecht verkauft haben. Bereits bei der Abstimmung 
über die Europäische Verfassung im Jahr 2005 wurde die 
Blindheit der europäischen Linken deutlich. Tatsächlich 
sehen die europäischen Sozialdemokratien keine Mög-
lichkeit, außerhalb des nationalstaatlichen Rahmens 
Politik zu machen und Macht auszuüben. Diese sektie-
rerisch nationalistische Blindheit wurde (nach einer lan-
gen Phase des Verfalls) wiederbelebt und ist seit der eu-
ropäischen Krise in Europa wieder so richtig angesagt. 
Statt sich mit den Bewegungen zu verbünden, die um 
die Transformation der Realität der Europäischen Union 
kämpfen, haben die europäischen Linken sich nicht nur 
häufig für die Sparpolitik ausgesprochen, sondern sogar 
gegen Europa (wie zum Beispiel gerade in Frankreich) – 
getrieben von einem unternehmerischen Egoismus, der 
dem Wort „links“ auch noch den letzten Lichtschein 
genommen hat. Es ist so weit gekommen, dass dieser 
Egoismus leicht mit dem Hass der faschistischen Kräfte 
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gegen die EU verschwimmt. Die Amtsträger_innen der 
Linken sagen, dass Europa nicht funktionieren kann, 
weil man von Anfang an juridische Bürokratien vorge-
zogen hat, statt sich dem Entstehungsprozess einer po-
litischen Regierung anzuvertrauen: und es ist wahr. Sie 
sagen auch, dass in einer zweiten Phase versucht wurde, 
(nationale) Ökonomien im Gleichschritt marschieren zu 
lassen, die ein unterschiedliches und manchmal wider-
sprüchliches Tempo hatten, ohne zu dieser Zeit wirksa-
me Anstöße für eine programmatische Einheit auf steu-
erlicher und kultureller Ebene ins Spiel zu bringen: und 
es ist wahr. Schließlich sagen sie, es konnte im Brand 
der Krise kein Kompensationsmechanismus gefunden 
werden, und das hat die Union und den Euro gerade in 
Ermangelung jeder politischen Stütze an den Rand der 
Auflösung geführt, was zu Lasten der großen Mehrheit 
der Bevölkerungen von Südeuropa ging: und auch das 
ist wahr.

Aber warum wollen uns die linken Parteien heu-
te Lehren erteilen, wenn es genau ihre ausschließlich 
staatliche Vision gewesen ist, der Korporatismus der 
Gewerkschaften und der Verrat an jeder internationa-
listischen Hoffnung, die uns in diese Situation geführt 
haben? Es ist mehr als offensichtlich, dass die politische 
Einheit Europas das Grundelement seines ökonomi-
schen und zivilen Erfolgs im globalen Kontext ist. Die-
se Politik müsste die Linke befördern, doch tatsächlich 
hat sie sich im Bündnis mit der Rechten verloren und 
korrumpiert, nicht nur auf dem Gebiet der nationalen, 
sondern vor allem der europäischen Regierungen.

Jetzt gilt es, keine Zeit mehr zu verlieren. Die In-
tegration fortzusetzen bedeutet heute, eine konstituie-
rende Kampagne zu lancieren, es bedeutet, jenen pas-
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siven Konsens abzulehnen, der bisher erlaubt hat, die 
derzeitigen europäischen Strukturen zu bestärken und 
die politische Katastrophe zu vertiefen, die durch deren 
Politik verursacht wurde. Es bedeutet, eine öffentliche 
Meinung zu entwickeln, die eine neue konstitutionel-
le Perspektive vorzuschlagen beginnt. Nach dem Sieg 
von Syriza, der auch die Hoffnung auf jenen nächsten 
Sieg von Podemos nährt, nachdem in vielen Teilen Eu-
ropas euroradikale politische Kräfte entstehen, bedeu-
tet Europa zu konstituieren unschwer, die konservativen 
Parameter loszuwerden, die bislang die Strukturen und 
Politiken bestimmt haben. Es ist seltsam, dass das jetzt 
erst klar wird, aber tatsächlich haben seit dem Sieg von 
Syriza die interne und die externe Dimension der Union 
begonnen, sich zu überschneiden und Hand in Hand zu 
gehen, als Anreiz für ein Regime von mehr Gleichheit 
und Freiheit, als Versuch, aus dem „Gemeinsamen“ jen-
seits der falschen Dichotomie des Privaten und des Öf-
fentlichen einen anerkannten Wert in jedem einzelnen 
der Länder Europas zu machen, und zugleich als Druck, 
der alle europäischen Länder durchzieht, in Richtung 
einer demokratisch sanktionierten, föderalen Integra-
tion. Es handelt sich um einen Prozess, der in den Kin-
derschuhen steckt, der zugleich aber dazu neigt, mehr-
heitlich zu werden. Auf jeden Fall muss man einräumen, 
dass ein neuer konstituierender Geist in der Luft liegt. 
Ist es nicht genau die Aufmerksamkeit für diesen Geist, 
die in der Gegenrede so viel Hysterie und Vulgarität in 
den Medien der Bosse, den Erklärungen der Parteien 
und der europäischen Bürokratien hervorruft? Es gibt 
eine neue Einsicht, dass die Dimension der Befreiung in 
den einzelnen Ländern mit dem Vermögen der Födera-
tion auf der Ebene von ganz Europa einhergeht – ist es 
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nicht das, was den engstirnigen und dummen nationa-
len Oligarchien Angst macht? 

In einem schönen Artikel, der vor kurzem in der ita-
lienischen Zeitung Il Manifesto erschienen ist, wurde an 
den Ballhausschwur erinnert, den die Revolutionäre des 
Dritten Standes im Juni 1789 leisteten, als offensicht-
lich wurde, dass die anderen Stände des Ancien Regime 
keine Verfassungsreform unterzeichnen würden, die 
auf Freiheit, Gleichheit und Solidarität gründete. Heu-
te brauchen die demokratischen Kräfte in Europa einen 
ähnlichen Übergang, einen konstituierenden Eid, der 
es erlaubt, neue Formen der föderalen Union und neue 
Strukturen der ökonomischen Einheit auf europäischer 
Ebene auszumachen, die als ihre Basis die neue demo-
kratische Radikalität versammeln, die seit 2011 zum 
Ausdruck kommt.

Es sind die rechtlichen und ökonomischen Be-
dingungen der Außenpolitik, die dieser Notwendig-
keit der Konstituierung zugrunde liegen, und ihr muss 
eine politische Entscheidungskraft entsprechen, die 
sich in den Bewegungen verkörpert. Die Elemente der 
 Außenpolitik ergeben sich aus einer sorgfältigen Refle-
xion über die Situierung Europas auf globaler Ebene. 
Heute ist Europa Teil eines Blocks von Kräften, die in 
der NATO zusammengefasst sind, die, ohne dafür zu 
haften, die Außenpolitik der Mitgliedstaaten der Uni-
on lenkt. Die Interessen der europäischen Bevölkerung 
sind vollständig der atlantischen Macht untergeordnet. 
In diesem Bereich erleben wir jeden Tag nicht gerecht-
fertigte Paradoxien und nicht zu rechtfertigende Verstri-
ckungen, einschließlich der europäischen Finanzierung 
des ukrainischen Kriegs und der aktuellen Blockade der 
Refinanzierung der griechischen Schulden. Aber das 
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 Durcheinander der Passivität der Bevölkerungen und 
der Opazität der Entscheidungen, der Kompromisse und 
der Feigheit in der Außenpolitik der einzelnen Länder 
und der Union ist unbeschreiblich: Genug davon! Die 
Verantwortungslosigkeit dieses strategischen und mili-
tärischen Verhältnisses ist in dieser Zeit der globalen 
Instabilität eine äußerst gefährliche Bedingung, der jede 
konstituierende Initiative an erster Stelle Rechnung tra-
gen muss – und hier geht es auch um die Beendigung 
der Gewalt gegen Personen an den Außengrenzen der 
Europäischen Union. 

Ein Europa, das sich vom atlantischen Einfluss be-
freit, muss in der Lage sein, autonome Politiken zu ent-
wickeln, die den Austausch fördern und der Welt die 
kollektive und kooperative Intelligenz in dem Ausmaß 
zur Verfügung stellen, in dem sie bisher entwickelt ist, 
den General Intellect, von dem Marx sprach; Politiken, 
welche die unterdrückten Bevölkerungen unterstützen 
und nachhaltigen Frieden und Entwicklung aufbauen. 
Denn vergessen wir nicht, dass der Frieden heute auf 
dem Spiel steht.

Hinsichtlich der rechtlichen Bedingungen ist das 
Hauptziel in dieser konstituierenden Phase klarerweise, 
die Dynamik in Richtung einer europäischen föderalen 
Struktur der Regierung der Multituden zu lenken. Wir 
sind für eine konstituierende Macht, die eine Föderation 
in Europa aufbaut. Wir sind dafür, perspektivisch eine 
föderale Ordnung zu gründen, die die zivilen, ökono-
mischen und moralischen Interessen der Bürger_innen 
aller Staaten sammelt, mobilisiert und stärkt, in einer 
Gemeinschaft der Europäer_innen, die auch die Uni-
onsbürger_innenschaft jener Bürger_innen zweiter und 
dritter Kategorie anerkennt, jene der Migrant_innen 
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aus EU- und Nicht-EU-Staaten. Wir wissen, dass das 
„Sich-Verbünden“, die Föderation schwierig ist, weil sie 
in der gegenwärtigen Phase die Zerstörung der Oligar-
chien der europäischen Regierung und damit jene der 
Oligarchien der Parteien in den einzelnen Ländern der 
Union erfordert. Aber die Föderation kann trotz dieser 
Hindernisse errichtet werden, wenn man sie nicht nur 
als eine Einheit von Staaten, von verschiedenen ökono-
misch-politischen Konfigurationen versteht, sondern als 
Prozess, in dem sich ( jenseits der Kriege der Vergan-
genheit) eine neue Geschichte Europas ebenso offenbart 
wie die Kräfte, deren es heute fähig ist (eine reiche Fülle 
an kognitiver und Sorge-Arbeitskraft, die ökonomische 
und zivile Innovation produziert).

Vor allem aber bestehen wir auf der Tatsache, dass 
ausgehend vom aktuellen Grad der politischen und so-
zialen Kämpfe, der neuen Klassenkämpfe, der sozialen 
Organisation der Arbeit und der kapitalistischen Ex-
traktion des Reichtums, die europäische Einheit und 
der Föderalismus keine rechtlich unantastbare Maschine 
bilden können, welche die gegenwärtigen Klassenunter-
schiede reproduziert. Es geht nicht um das Spiel, in dem 
sich alles ändert, weil nichts sich ändert, wie im Über-
gang vom europäischen Faschismus zur Demokratie der 
Nachkriegszeit und in den 1980er Jahren in der spani-
schen Transition. Wir wollen eine Verfassung, die von 
oben eine Regierung der Freiheiten fordert, und von un-
ten, von den Multituden, eine Ausübung der egalitären 
Verwaltung in der Produktion und in der Umverteilung 
des Reichtums. In den letzten Jahren haben wir in La-
teinamerika die Entstehung von neuen demokratischen 
Verfassungen erlebt, die den Pluralismus der Subjekte 
mit sehr effektiven Dispositiven ökonomischer Reform 
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verbunden und im Licht eines überwältigenden Sinns 
für Gleichheit neue soziale Solidaritäten erschaffen ha-
ben. Es geht nicht darum, diese Erfahrungen nachzu-
ahmen oder sich mit ihrem Erfolg zu vergleichen. Es 
geht um die Förderung und Unterstützung einer de-
mokratischen Dynamik, die in der Lage ist, auf dem 
Terrain einer föderalen Verfassung des Gemeinsamen zu 
gewinnen. Es geht darum, ein Vermögen des Aufbaus 
von politischen Unternehmen für eine Gesellschaft, die 
Freiheit mit Reichtum verbindet, zu verbreiten und um-
zusetzen. Es geht darum, jedes Identitätsgefühl abzuleh-
nen, das ständig nichts anderes als Nationalismen und 
selbstmörderische Demokratien in ihrer Reproduktion 
der oligarchischen Art produziert. Es geht um den Auf-
bau eines gerechten und vereinten Europas. Leider gibt 
es keine Alternative. Die demokratischen Ausbrüche der 
Multituden in Griechenland, in Spanien, und dann der 
Erfolg von Syriza und die Hoffnung auf Podemos sind 
aus dieser Perspektive nichts als ein Anfang, eine Ge-
legenheit, die mit Mut und Intelligenz genutzt werden 
muss.
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teilbar und teilend. Dort, in der reißenden Mitte des Dividuellen, braucht es
keinen Grund, keine Wurzel, keinen Boden, keine Wände, die Leitern halten, keine
Wände, die Gesichter zeigen. Dort trennen und treffen sich die molekular-revolutionären
Maschinen, die Körpermaschinen, die sozialen Maschinen mit den Textmaschinen,
dort entsteht aus mannigfaltiger Geisterhand die dividuell-abstrakte Linie.
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Aus dem Programm 2015

Aus dem Französischen und Italienischen von Alan Roth

Im Jahr 1983 flieht Antonio Negri nach Aufhebung seiner parlamentari-
schen Immunität vor der Verfolgung durch den italienischen Staat nach 
Paris. Es beginnt damit ein 14-jähriges Exil, in dem der marxistische 
Philosoph sich stärker als zuvor mit der poststrukturalen französischen 
Theorie von Deleuze, Foucault und anderen auseinandersetzt. Mit Félix 
Guattari beginnt er ein Experiment des gemeinsamen Schreibens, das 
Buch Les nouveaux espaces de liberté.
Neue Räume der Freiheit ist nicht nur ein Zeitdokument aus den „Win-
terjahren“, den bleiernen Jahren nach der staatlichen Repression gegen 
die italienische Autonomia und vor dem Zusammenbruch der Sowjet-
union, sondern zugleich auch ein vielfaches konzeptuelles Versprechen 
für eine Zukunft, die heute unsere ausgedehnte Gegenwart ist. Die be-
grifflichen Erfindungen des späten Guattari zeichnen sich hier ebenso 
ab wie die späteren Arbeiten von Antonio Negri mit Michael Hardt. Es 
bricht an die Zeit der Vielheiten, des Commonismus, der molekularen 
Revolutionen.
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Der angebliche „Tod des Politischen“, mit dem man uns dauernd in den Ohren liegt, ist eigentlich 

nichts anderes als der Ausdruck einer neuen Welt, die gerade dabei ist sich einzurichten. Sie 

versucht, anderen Weisen von materieller und kultureller Selbstverwertung Konsistenz zu 

verleihen. Sie ist also eine Welt voller Mutationen, die 1968 begann sich auszubreiten und die sich 

seither in ständigen Transformationen, in allen Arten des Scheiterns und des Gelingens 

bemüht, ein ganz neues Netz der Allianz zu flechten, im Inneren der Vielheit der singulären 

Komponenten, die sie streifen. Das ist die neue Politik: die Forderung nach einer Neuformulierung 

der Kämpfe an der Basis im Hinblick auf die kontinuierliche Eroberung von Räumen der 

Freiheit, der Demokratie und der Erfindung.
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